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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Scheibenwischer und Scheibenwascher 
von Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genügen müssen, betreffen unter anderem auch die 
Scheibenwischer und die Scheibenwascher von Kraft- 
fahrzeugen. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden. Hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß alle Mitgliedstaaten - entweder 
zusätzlich zu oder an Stelle ihrer derzeitigen Rege- 
lung - gleiche Vorschriften erlassen, damit vor allem 
das EWG-Betriebserlaubnisverfahren gemäß Richt- 
linie 70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahr- 
zeuge und ihre Anhänger 1 ) auf jeden Fahrzeugtyp 
angewandt werden kann. 

Es empfiehlt sich, einige der technischen Vorschrif- 
ten zu übernehmen, die die UN-Wirtschaftskommis- 

sion für Europa in der Regelung Nr 2 ) erlassen 

hat. Diese Regelung ist dem Übereinkommen vom 
20. März 1958 über die Annahme einheitlicher Zu- 
lassungsbedingungen und die gegenseitige Aner- 
kenntnis der Zulassung von Kraftfahrzeugteilen und 
-zubehör als Anhang beigefügt. 


Diese Vorschriften finden Anwendung auf Kraft- 
fahrzeuge der Klasse M*. Die internationale Klassi- 
fizierung ist in der obengenannten Richtlinie 70/156/ 
EWG des Rates vom 6. Februar 1970 aufgeführt. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge bedeutet auch, daß die 
Mitgliedstaaten die von jedem von ihnen auf Grund 
gemeinsamer Vorschriften durchgeführten Kontrol- 
len gegenseitig anerkennen. Ein derartiges System 
setzt zum einwandfreien Funktionieren voraus, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Zeitpunkt an angewendet werden — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
Artikel 1 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten alle 
für den Straßenverkehr bestimmten Kraftfahrzeuge 
der Kategorie (siehe Definition in Anhang I der 
Richtlinie (70/156/EWG) des Rates vom 6. Februar 
1970) mit mindestens vier Rädern und einer bauart- 
bedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 
km/h. 


Artikel 2 

Kein Mitgliedstaat darf die EWG-Betriebserlaubnis 
für ein Fahrzeug aus Gründen im Zusammenhang 
mit dem Scheibenwischer oder Scheibenwascher ver- 
sagen, wenn diese den in den Anhängen I, II, III, 
IV und V festgelegten Vorschriften entsprechen. 


1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 

2 ) Dokument der ECE Genf .... 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25. November 1976 - 14- 680 70- E- Re 51176: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. November 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 3 

Kein Mitgliedstaat darf den Verkauf, die Zulas- 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung eines 
Fahrzeugs aus Gründen im Zusammenhang mit dem 
Scheibenwischer oder Scheibenwascher verweigern 
oder verbieten, wenn diese den in den Anhängen I, 
II, III, IV und V festgelegten Vorschriften entspre- 
chen. 

Artikel 4 

Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, trifft die erforderlichen Maßnahmen, damit er 
von jeder Änderung eines der in Anhang I 2.2 ge- 
nannten Teile oder Merkmale unterrichtet wird. Die 
zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaates befin- 
den darüber, ob der geänderte Fahrzeugtyp erneut 
geprüft und ein neuer Prüfbericht erstellt werden 
muß. Die Änderung wird nicht genehmigt, wenn die 
Prüfung ergibt, daß die Vorschriften der Richtlinie 
nicht eingehalten worden sind. 

Artikel 5 

Die zur Anpassung der Anhänge I, II, III, IV, V 
und VI an den technischen Fortschritt notwendigen 


Änderungen werden nach dem Verfahren in Arti- 
kel 13 der Richtlinie (70/156/EWG) des Rates vom 
6. Februar 1970 erlassen. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. Januar 1978 die zur Durchführung 
dieser Richtlinie erforderlichen Vorschriften und 
setzen die Kommission unverzüglich hiervon in 
Kenntnis, Sie wenden diese Vorschriften ab 1. Ja- 
nuar 1980 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie sorgen die 
Mitgliedstaaten ferner dafür, daß die Kommis- 
sion von allen Entwürfen von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie auf dem Gebiet die- 
ser Richtlinie zu erlassen beabsichtigen, so recht- 
zeitig unterrichtet wird, daß diese sich hierzu 
äußern kann. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Verzeichnis der Anhänge 


Anhang I: Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erteilung einer EWG-Betriebserlaub- 

nis, EWG-Betriebserlaubnis, erforderliche Vorschriften, Prüfverfahren (°) 


Anhang II: Verfahren zur Bestimmung des H-Punktes und des tatsächlichen Neigungswinkels der 

Rückenlehne und zur Nachprüfung ihres Verhältnisses zum R-Punkt und dem konstruktions- 
mäßig festgelegten Neigungswinkel der Rückenlehne 


Anhang III: Verfahren zur Bestimmung der Maßverhältnisse zwischen den primären Bezugspunkten des 
Fahrzeugs und dem dreidimensionalen Koordinatensystem (°) 


Anhang IV: Verfahren zur Bestimmung der Sichtbereiche auf den Windschutzscheiben von Personen- 
wagen der Klasse in Bezug auf die „V“ -Punkte (°) 


Anhang V: Mischung für die Prüfungen der Wirksamkeit der Scheibenwischer und Scheibenwascher (°) 


Anhang VI: Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen bezüglich der Scheibenwischer und Scheiben- 
wascher. 


(°) Die technischen Auflagen dieses Anhanges entsprechen im wesentlichen denjenigen der Regelung Nr 

der UN-Wirtschaftskommission für Europa, insbesondere hinsichtlich der Gliederung in Absätze. Entspricht 
einem Punkt der Regelung kein entsprechender Punkt in diesem Anhang, so ist die Zahl in Klammern zur Er- 
innerung angeführt. 
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Anhang I 


Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erstellung einer EWG-Betriebserlaubnis, 
EWG-Betriebserlaubnis, erforderliche Vorschriften, Prüfverfahren 


1 , Anwendungsbereich 

1.1. Diese Richtlinie betrifft das Sichtfeld über 180° vor dem Fahrer bei Fahrzeugen der Klasse M x . 

1.1.1. Sie soll das Vorhandensein einer guten Sicht bei schlechtem Wetter sicherstellen, indem sie 
die Vorschriften für Scheibenwischer und Scheibenwascher für Fahrzeuge der Kategorie 
festlegt. 

1.2.2. Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten in diesem Wortlaut für Fahrzeuge der Klasse M 1 
mit Linkslenkung. Auf Fahrzeuge der Klasse M 1 mit Rechtslenkung sind diese Vorschriften 
nach Umkehrung der Kriterien entsprechend anzu wenden. 

2. Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet: 

(2.1.) 

2.2. „ Fahrzeugtyp <J in Bezug auf das Sichtfeld Kraftfahrzeuge, die sich in folgenden wichtigen 
Punkten nicht unterscheiden: 

2.2.1. äußere und innere Formen und Anordnungen nach 1, die einen Einfluß auf die Sichtverhält- 
nisse haben können und 

2.2.2. Form und Abmessungen der Windschutzscheibe und ihrer Befestigung. 

2.2.3. Eigenschaften der Scheibenwischer und Scheibenwascher. 

2.3. „Das dreidimensionale Koordinatensystem" bezeichnet ein aus einer vertikalen Längsebene 
X-Z, einer horizontalen Ebene X-Y und einer vertikalen Querebene Y-Z bestehendes 
Bezugssystem (siehe Anhang III, Abbildung 2)-, das System dient zur Bestimmung des maß- 
lichen Verhältnisses zwischen der Lage der Auslegungspunkte auf den Zeichnungen und 
ihrer tatsächlichen Lage im Fahrzeug. Das Verfahren zum Positionieren des Fahrzeugs, 
bezogen auf die drei Ebenen, wird in Anhang IV angegeben. Alle auf den Boden-Nullpunkt 
bezogenen Koordinaten sollen auf einem Fahrzeug mit einem Mitfahrer mit einem Maß von 
75 kg auf den Vordersitz basieren. 

2.4. „Primäre Bezugspunkte" sind Bohrungen, Flächen, Markierungen bzw. Kennzeichnungen an 
der Karosserie. Die Art der verwendeten Bezugsmarkierungen und die Lage jeder einzelnen 
Markierung in Bezug auf die Y-, X- und Z-Achsen des dreidimensionalen Koordinaten- 
systems und eine Konstruktionsgrundebene sind vom Hersteller anzugeben. Diese Markie- 
rungen können die Orientierungspunkte für die Karosseriemontage sein. 

2.5. „Neigung der Rückenlehne" (siehe Anhang II) 

2.6. „tatsächlicher Neigungswinkel der Rückenlehne" (siehe Anhang II) 

2.7. „konstruktionsmäßiger Neigungswinkel der Rückenlehne" (siehe Anhang II) 

2.8. „V-Punkte" sind Punkte, deren Lage im Fahrgastraum bestimmt wird als Funktion der 
vertikalen Längsebenen durch die Mitte der als am weitesten außenliegend bezeichneten 
Sitzpositionen der Vordersitze, in Bezug auf den R-Punkt und auf den Konstruktions- 
Neigungswinkel der Sitzlehne. Diese Punkte werden zur Prüfung der Übereinstimmung mit 
den Vorschriften über das Sichtfeld verwandt. 

2.9. „R-" bzw. „Sitzbezugspunkt" (siehe Anhang II) 

2.10. „H-Punkt" (siehe Anhang II) 

2.11. „Windschutzscheibenbezugspunkte" sind die Schnittpunkte zwischen Windschutzscheibe und 
Linien, die von den V-Punkten nach vorn zur äußeren Windschutzscheibenfläche gehen. 


1. Entsprechend der Definition von Punkt 2.6 des Anhangs I der Richtlinie 70/156/EWG. 
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2 . 12 . 

2.13. 

2.14. 

2.15. 

2.16. 

2.17. 

2.18. 

2.19. 

2 . 20 . 

2 . 21 . 

(2.22.) 


„Durchsichtige Fläche" ist die Fläche auf der Windschutzscheibe eines Fahrzeugs, deren 
Lichtdurchlässigkeit bei Messung senkrecht zur Scheibenfläche nicht unter 70 v. H. liegt. 

Der „horizontale Sitzverstellbereidi" ist der Bereich, der vom Hersteller für die Verstellung 
des Fahrersitzes in Richtung der X-Achse vorgesehen ist (siehe Absatz 2.3. oben). 

Der „erweiterte Sitz verstellbereich" ist der Bereich, der vom Hersteller für die Sitzverstellung 
in Richtung der X-Achse vorgesehen ist (siehe Absatz 2.3.) und zwar über den Bereich der 
normalen Fahrpositionen nach 2.13. hinaus. Dieser Bereich wird zur Einrichtung der Liegesitze 
oder zur Erleichterung des Einsteigens in das Fahrzeug benutzt. 

Der „Scheibenwischer" besteht aus einer Vorrichtung zum Ab wischen der Außenseite der 
Windschutzscheibe sowie dem Zubehör und den Schaltelementen zur In- und Außerbetrieb- 
setzung dieser Vorrichtung. 

Das „Scheibenwischerfeld" ist der Bereich auf der Außenseite der nassen Windschutzscheibe, 
der vom Scheibenwischer abgewischt wird. 

Der „Scheibenwascher" ist eine Vorrichtung, in der eine Flüssigkeit aufbewahrt und auf die 
Außenseite der Windschutzscheibe gespritzt wird, mit den Schaltelementen zur In- und 
Außerbetriebsetzung dieser Vorrichtung. 

Die „Schaltelemente des Scheibenwaschers" sind Elemente oder Zubehör zur In- und Außer- 
betriebsetzung des Scheibenwaschers. Die In- und Außerbetriebsetzung kann mit dem Betrieb 
des Scheibenwischers koordiniert oder von diesem absolut unabhängig sein. 

Die „Pumpe des Scheibenwaschers" dient zur Übertragung der Scheibenwaschflüssigkeit aus 
dem Behälter auf die Windschutzscheibenoberfläche. 

Die „Einspritzdüse" ermöglicht die Verstellung des Flüssigkeitsstrahls und dient dazu, diesen 
auf die Windschutzscheibe zu richten. 

Der „Betrieb des Scheibenwaschers" ist die Fähigkeit dieser Vorrichtung, bei normalem 
Einsatz ohne Verluste und Loslösen eines Schlauches die Flüssigkeit auf den Zielbereich 
der Windschutzscheibe zu spritzen. 


3. 

3.1. 

3.2. 

3.2.1. 

3 . 2 . 2 . 

3.2.3. 

3.3. 


Antrag auf Erteilung einer EWG-Betriebserlaubnis 

Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Betriebserlaubnis für einen Fahrzeugtyp bezüglich 
Scheibenwischer und Scheibenwascher ist vom Fahrzeughersteller bzw. von seinem hierzu 
bevollmächtigten Vertreter zu stellen. 

Dem Antrag ist in dreifacher Ausfertigung folgendes beizufügen: 

eine Beschreibung des Fahrzeugs in Bezug auf die Punkte nach 2.2. oben, zusammen mit 
Maßzeichnungen und einer Fotografie bzw. einer auseinandergezogenen Darstellung des 
Insassenraumes. Die den Fahrzeugtyp kennzeichnenden Zahlen und/oder Zeichen sind anzu- 
geben. 

hinreichend genaue Einzelheiten über die primären Bezugspunkte, um eine rasche Identifizie- 
rung und Kontrolle der Lage der einzelnen Punkte zueinander und gegenüber dem R-Punkt 
zu ermöglichen. 

eine technische Beschreibung des Scheibenwischers und Scheibenwaschers sowie hinreichend 
detaillierte Informationen. 

Dem technischen Dienst ist zur Durchführung der Prüfungen für die Betriebserlaubnis ein 
Fahrzeug vorzuführen, das als Baumuster des freizugebenden Fahrzeugtyps gilt. 


4. 

(4.1.) 

(4.2.) 

4.3. 

(4.4.) 


EWG-Betriebserlaubnis 


Eine dem Modell nach Anhang VI entsprechende Bescheinigung ist dem EWG-Betriebser- 
laubnisbogen beizugeben. 
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(4.5.) 

(4.6.) 

(4.7.) 

(4.8.) 

5. 

5.1. 

5.1.1. 

5.1.2. 

5. 1.2.1. 

5.1.3. 

5. 1.3.1. 

5. 1.3.2. 

5. 1.3. 3. 

5.1.4. 

5.1.5. 

5.1.6. 

5.1.7. 

5.1.8. 

5.1.9. 

5. 1.9.1. 

5.1.10. 

5.1.11. 

5.2. 

5.2.1. 

5.2.2. 
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Erforderliche Vorschriften 

Scheibenwischer 

Jedes Fahrzeug muß mit mindestens einem automatischen Scheibenwischer ausgestattet 
sein, der bei laufendem Motor ohne andere Betätigung durch den Fahrer als das Ein- und 
Ausschalten funktioniert. 

Das Scheibenwischerfeld muß sich auf 80 v. H. des Sichtfeldes B nach. Punkt 2.3. von Anhang IV 
erstrecken. 

Das Scheibenwischerfeld muß ferner 98 v. H. des Sichtbereichs A nach Punkt 2.2. von Anhang IV 
umfassen. 

Der Scheibenwischer muß in mindestens zwei Wischgeschwindigkeiten funktionieren können. 

Die eine Geschwindigkeit muß mehr als 45 Wischzyklen/Minute umfassen. 

Die zweite Geschwindigkeit muß mindestens 10 und höchstens 55 Wischzyklen/Minute be- 
tragen. 

per Unterschied zwischen der höchsten und der niedrigsten Geschwindigkeit muß mindestens 
15 Zyklen/Minute betragen. 

Die Geschwindigkeiten nach 5.1.3. sind zu den Bedingungen nach 6.1.1. - 6.1.6., 6.1.8. und 
6.1.9. zu prüfen. 

Diskontinuierlich funktionierende Scheibenwischer sind zugelassen, sofern eine ihrer Ge- 
schwindigkeiten den Vorschriften nach 5. 1.3.1. genügt und eine der übrigen durch Unter- 
brechung der Hauptgeschwindigkeit erzielten Geschwindigkeiten mindestens zehn Wisch- 
zyklen/Minute ausmacht. 

Die Schaltvorrichtung des Scheibenwischers muß die automatische Rückkehr der Scheiben- 
wischer in ihre Ruhestellung ermöglichen. 

Die Scheibenwischer müssen während 15 Sekunden blockiert werden können. Das Prüfver- 
fahren und die Prüfbedingungen sind in 6.1.7. festgelegt. 

Das Scheibenwischfeld muß bei einer Prüfung der Scheibenwischer bei einer Geschwindigkeit 
nach 5. 1.3. 2. zu den unter 6.1.10. festgelegten Bedingungen den Mindestanforderungen nach 
5.1.2. genügen. 

Die durch Abmessungen und Form der Windschutzscheibe bedingten aerodynamischen Wir- 
kungen sowie die Wirksamkeit des Scheibenwischers sind unter folgenden Bedingungen zu 
ermitteln: 

bei einer 80 v. H. der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs entsprechenden und 160 km/h 
nicht übersteigenden Windstärke muß der bei Höchstgeschwindigkeit funktionierende Schei- 
benwischer mit gleichem Wirkungsgrad ein den Auflagen nach 5. 1.2.1. genügendes Sichtfeld 
herstellen. 

Der Scheibenwischerarm muß so montiert sein, daß er von der Windschutzscheibe entfernt 
werden kann, um deren Reinigung von Hand zu ermöglichen. 

Der Scheibenwischer muß bei einer Außentemperatur von — 18° ± 3°C während zwei 
Minuten bei Höchstgeschwindigkeit auf trockener Windschutzscheibe funktionieren können. 
Zur Prüfung dieser Vorschrift ist die Temperatur in mindestens 4 Stunden über die Raum- 
temperatur auf — 18° ± 3°C zu senken. Hinsichtlich des Wischbereichs sind keine Vor- 
schriften aufgestellt. 

Scheibenwascher 

Jedes Fahrzeug muß mit einem Scheibenwascher, ausgestattet sein, der die Belastungen aus- 
hält, die entstehen, wenn die Einspritzdüsen verstopft sind und die Vorrichtung nach dem 
in 6.2.1. und 6.2.2. beschriebenen Verfahren in Gang gesetzt wird. 

Der Betrieb der Scheibenwascher und Scheibenwischer darf durch die in 6.2.3. und 6.2.4. fest- 
gelegten Temperaturzyklen nicht gestört werden. 
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5.2.3. Der Scheibenwascher muß genügend Flüssigkeit abgeben, um bei automatischem Betrieb des 
Scheibenwischers bei einer Geschwindigkeit von 45 Wischzyklen/Minute in zehn Zyklen die 
Säuberung von 60 v. H. des in 5. 1.2.1. festgelegten Bereichs zu ermöglichen. 

5.2.4. Der Flüssigkeitsbehälter muß mindestens einen Liter Flüssigkeit fassen. 

6. Prüfverfahren 

6.1. Scheibenwischer 

6.1.1. Die nachstehend beschriebenen Prüfungen sind zu folgenden Bedingungen durchzuführen: 

6.1.2. Die Raumtemperatur darf nicht niedriger als 10° C und nicht höher als 40° C sein. 

6.1.3. Die Windschutzscheibe wird ständig benetzt. 

6. 1 .4. Elektrische Scheibenwischer müssen folgenden Anforderungen genügen : 

6. 1.4.1. Vollständig aufgeladene Batterie 

6. 1.4.2. Motorleistung 30 v. H. der Höchstleistung 

6. 1.4. 3. Abblendlichter einstellen 

6. 1.4.4. Heiz- und/oder Lüftungsanlage, sofern vorhanden, auf maximalen Stromverbrauch einstellen. 

6. 1.4.5. Entfrostungs- und Scheibentrocknungsanlage, sofern vorhanden, auf maximalen Stromver- 
brauch einstellen. 

6.1.5. Mit Luftdruck oder Unterdrück betriebene Scheibenwischer müssen unabhängig von Motor- 
leistung und -beanspruchung kontinuierlich zu den vorgeschriebenen Geschwindigkeiten 
funktionsfähig sein. 

6.1.6. Die Wischgeschwindigkeiten der Scheibenwischer müssen nach vorläufigem Betrieb von 
zwanzig Minuten auf nasser Windschutzscheibe den Vorschriften nach 5.1.3. genügen. 

6.1.7. Die Vorschriften nach 5.1.7. sind durch Festhalten der Scheibenwischer in senkrechter Position 

* während 15 Sekunden zu prüfen; der Scheibenwischerbetrieb muß dabei auf Höchstgeschwin- 

digkeit eingestellt sein. 

6.1.8. Die Außenfläche der Windschutzscheibe wird mit denaturiertem Alkohol oder einem gleich- 
wertigen Entfettungsmittel gründlich entfettet. Nach Trocknen mit einer Ammoniaklösung 
von mindestens 3 und höchsten 10 v. H. abreiben, trocknen lassen und mit einem nassen 
Lappen abwischen. 

6.1.9. Auf der verglasten Außenseite der Windschutzscheibe eine gleichmäßige Schicht Versuchs- 
mischung auftragen (siehe Spezifikation in Anhang V) und trocknen lassen. 

6.1.10. Zur Messung des Scheibenwischfeldes nach 5.1.2. und 5.I.2.I. wird die äußere Fläche der 
Windschutzscheibe in der in 6.1.8. und 6.1.9. oben beschriebenen Weise behandelt. 

6.1.10.1. Der Scheibenwischbereich wird festgestellt und mit den Sichtbereichen nach 5.1.2. und 5. 1.2.1. 
verglichen, um festzustellen, ob die Anforderungen erfüllt sind. 

6.2. Scheibenwascher 

Prüfbedingungen 

6.2.1. Prüfung Nr. 1 

6.2. 1.1. Der Scheibenwascher wird mit Wasser gefüllt, die Pumpe zum Ansaugen gebracht und die 
Anlage einer Umgebungstemperatur von 20° C ± 2° C ausgesetzt. Alle Einspritzdüsen werden 
verstopft und das Schaltelement wird sechsmal in einer Minute jeweils mindestens drei 
Sekunden lang betätigt. Wird die Vorrichtung durch Muskelkraft des Fahrers betätigt, so 
ist die in der nachstehenden Tabelle angegebene Kraft anzuwenden: 


Pumpentyp 

vorgeschriebene Kraft 

Handpumpe 

11 bis 13,5 daN . 

Fußpumpe 

40 bis 44,5 daN 


6.2. 1.2. Bei elektrischen Pumpen gelten für die Speisung die in 6.1.4. angegebenen Bedingungen. 
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6.2.2. Prüfung Nr. 2 

Scheibenwascher mit Wasser füllen, Pumpe vollständig zum Ansaugen bringen und an- 
schließend Temperatur während 4 Stunden auf — 18° C ± 3° C halten. Schaltelement wird 
sechsmal in einer Minute jeweils mindestens drei Sekunden durch Anwendung der in 6.2.1. 
angegebenen Kraft betätigen. Anschließend Raumtemperatur schrittweise auf 20° C ± 2° C 
heben, bis das Eis vollständig geschmolzen ist. Die Vorrichtung muß noch nach 2.2.1 funktions- 
fähig sein. 

6.2.3. Prüfung Nr. 3 (Anwendung niedriger Temperaturen) 

6.2.3. 1. Scheibenwascher vollständig mit Wasser füllen, die Pumpe zum Ansaugen bringen und 
anschließend Temperatur in wenigstens 4 Stunden auf — 18° C ± 3° C senken und prüfen, 
ob alles Wasser in der Vorrichtung gefroren ist. Sodann Raumtemperatur schrittweise auf 
+ 20° C ± 2° C erhöhen, bis das Eis vollständig geschmolzen ist. Diesen Zyklus Einfrieren- 
Schmelzen sechsmal wiederholen. Anschließend prüfen, ob das System einwandfrei funktio- 
niert. 

6.2. 3. 2. Scheibenwascher mit einer Scheibenwaschflüssigkeit für niedrige Temperaturen, bestehend 
aus einer 50%igen Methanol- oder Isopropylalkohollösung in Wasser mit einer Härte von 
höchstens 205 g/1000 kg, füllen und vollständig zum Ansaugen bringen. 

6.2. 3. 2.1. Temperatur auf — 18° C ± 3° C senken, bis sich der Scheibenwascher auf dieser Temperatur 
stabilisiert hat. Funktionsweise der Vorrichtung unter Einhaltung der Vorschriften nach 

6.2.1. für die Ingangsetzung prüfen. 

6.2.4. Prüfung Nr. 4 (Anwendung hoher Temperaturen) 

6.2.4. 1. Scheibenwascher mit Wasser füllen und vollständig zum Ansaugen bringen, anschließend 
Umgebungstemperatur schrittweise auf 80° C ± 3° C erhöhen; Temperatur 8 Stunden auf 
diesem Niveau lassen und anschließend auf 20° C ± 2° C abkühlen. Nach Stabilisierung der 
Temperatur Funktionsweise der Vorrichtungen unter Einhaltung der Vorschriften nach 6.2.1. 
für die Ingangsetzung prüfen. 

6. 2. 4. 2. Ist ein Teil des Scheibenwaschers im Motorraum untergebracht, so ist die Vorrichtung mit 
Wasser zu füllen und vollständig zum Ansaugen zu bringen und anschließend die Temperatur 
im Motorraum schrittweise auf 80° C ± 3° C zu erhöhen. Funktionsweise unter Einhaltung 
der Vorschriften nach 6.2.1. prüfen. 

6. 2.4. 3. Ist keine Komponente des Scheibenwaschers im Motorraum untergebracht, so ist die Vor- 
richtung mit Wasser zu füllen und vollständig zum Ansaugen zu bringen und anschließend 
die Umgebungstemperatur schrittweise auf 60° C ± 3° C zu erhöhen. Die Funktionsweise 
der Vorrichtung ist unter Einhaltung der Bestimmungen nach 6.2.1. zu prüfen. 

6.2.5. Prüfung Nr. 5 (Prüfung der Funktionsfähigkeit des Scheibenwaschers nach 5.2.3.) 

6.2.5.1. Scheibenwascher mit Wasser füllen und vollständig zum Ansaugen bringen. Einspritzdüse (n) 
unter Einhaltung der Vorschriften nach 6.2.1. für die Ingangsetzung unter statischen Bedin- 
gungen auf den Zielbereich auf der verglasten Außenseite der Windschutzscheibe richten. 

6.2. 5. 2. Außenseite der Windschutzscheibe nach den Vorschriften in 6.1.8. und 6.1.9. behandeln. 

6.2. 5. 3. Anschließend Scheibenwascher während 10 automatischen Funktionszyklen des Scheiben- 
wischers bei Höchstgeschwindigkeit desselben ohne Unterbrechung betätigen und das Ver- 
hältnis des so gereinigten Sichtbereichs nach 2.2. von Anhang IV messen. 

( 7 .) 

(8.) 

(9.) 

(10.) 

(11.) 

( 12 .) 
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Anhang II 


Verfahren zur Bestimmung des H-Punktes und des tatsächlichen Neigungswinkels der Rückenlehne und 
zur Nachprüfung ihres Verhältnisses zum R-Punkt und dem konstruktionsmäßig festgelegten Neigungs- 
winkel der Rückenlehne 


1 . Begriffsbestimmungen 

1.1. Der H-Punkt, der im Insassenraum die Stellung einer sitzenden Person bezeichnet, ist der 
Punkt in einer vertikalen Längsebene, durch den die theoretische Drehachse zwischen dem 
Bein und dem Rumpf eines durch eine in Punkt 3 beschriebene Normpuppe dargestellten 
menschlichen Körpers verläuft. 

1.2. .Der R-Punkt ist der Bezugspunkt des Sitzes und der vom Hersteller bezeichnete Konstruk- 

tionsbezugspunkt, 

1.2.1. dessen Koordinaten auf die tragenden Teile des Aufbaus des untersuchten Fahrzeugs bezogen 
sind, und 

1.2.2. der der theoretischen Lage des Drehpunktes Rumpf/Beine (Punkt H) in der vom Hersteller 
des Fahrzeugs vorgesehenen niedrigsten und hintersten normalen Fahr- oder Benutzungs- 
stellung entspricht. 

1.3. Der „Neigungswinkel der Rückenlehne" bezeichnet die Neigung der Rückenlehne in Bezug 
auf die Vertikale. 

1.4. Der „tatsächliche Neigungswinkel der Rückenlehne" bezeichnet den Winkel zwischen der 
Vertikalen durch den H-Punkt und der Rumpfbezugslinie des menschlichen Körpers, der durch 
die nach Punkt 3 beschriebenen Normpuppe dargestellt wird. 

1.5. Der „konstruktionsmäßige Neigungswinkel der Rückenlehne" bezeichnet den vom Hersteller 
vorgesehenen Winkel, der: 

1.5.1. den Neigungswinkel der Rückenlehne für die vom Hersteller des Fahrzeugs für jeden Sitz 
angegebene niedrigste und am weitesten zurückliegende normale Fahr- oder Benutzungs- 
position bestimmt; 

1.5.2. durch die Vertikale und die Raumpfbezugslinie im R-Punkt gebildet wird; 

1.5.3. dem tatsächlichen Neigungswinkel der Rückenlehne theoretisch entspricht. 

2. Bestimmung der „H-Punkte" und der tatsächlichen Neigungswinkel der Rückenlehne 

2.1. Ein H-Punkt ist für jeden vom Fahrzeughersteller vorgesehenen Sitzplatz zu bestimmen. 
Wenn die Sitze in derselben Reihe als ähnlich angesehen werden können (Sitzbänke, über- 
einstimmende Sitze usw.), ist nur ein H-Punkt für jede Sitzreihe zu bestimmen, wobei die in 
Punkt 3 beschriebene Normpuppe auf einen Platz zu bringen ist, der als typisch für die Reihe 
anzusehen ist. Dieser Platz ist 

2.1.1. der Führersitz für die vordere Reihe, 

2.1.2. ein äußerer Sitz für die hinteren Reihen. 

2.2. Zur Bestimmung des H-Punktes und des tatsächlichen Neigungswinkels der Rückenlehne ist 
der betreffende Sitz stets in die niedrigste und hinterste vom Hersteller für eine übliche 
Fahrzeugweise oder Benutzung vorgesehene Stellung zu bringen; eine in der Neigung ver- 
stellbare Rückenlehne ist nach Angabe des Herstellers oder in Ermangelung solcher Angaben 
so zu verriegeln, daß der tatsächliche Neigungswinkel möglichst nahe bei 25° liegt. 

3. Beschreibung der Normpuppe 

3.1. Es ist eine dreidimensionale Normpuppe zu benutzen, deren Gewicht und Form einer männ- 

lichen erwachsenen Person von mittlerer Größe entsprechen. Die Normpuppe ist in den 
Abbildungen 1 und 2 der Anlage zu diesem Anhang dargestellt. 

3.2. Die Normpuppe besteht aus: 
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zwei Teilen, von denen der eine den Rücken und der andere die Sitzflächc des Körpers dar* 
stellt, die durch eine Achse gelenkig miteinander verbunden sind, die die Drehachse zwischen 
Rumpf und Schenkel bildet. Die Projektion dieser Achse auf die Flanke der Normpuppe ist 
ihr H-Punkt; 

zwei Teilen, die die Beine bilden und die mit den Teilen, die die Sitzfläche darstellen, gelenkig 
verbunden sind; 

zwei Teilen, die die Füße bilden und die mit den Beinen durch Gelenke verbunden sind, die 
die Knöchel darstellen; 

außerdem ist der Teil, der die Sitzfläche darstellt, mit einer Libelle für die Kontrolle der 
Querneigung versehen. 


3.3. Die Belastungsmaße, die dem Gewicht jedes Körperteils entsprechen, sind an den Stellen, 

die die jeweiligen Schwerpunkte bilden, anzubringen, so daß das Gesamtmaß der Normpuppe 
etwa 75 kg beträgt. Ausführliche Angaben über die Maße sind in der Tabelle der Abbildung 2 
der Anlage zu diesem Anhang enthalten. 


2.4. Als Rumpfbezugslinie der Normpuppe wird eine Gerade genommen, die durch das Gelenk 

zwischen Schenkel und Becken sowie das theoretische Gelenk zwischen Hals und Brustkorb 
hindurchgeht (siehe Abbildung 1 in der Anlage zu diesem Anhang). 


4. Auf setzen der Normpuppe 

Die dreidimensionale Normpuppe ist in der folgenden Weise aufzusetzen. 

4.1. Das Fahrzeug ist horizontal auszurichten, die Sitze sind nach 2.2. einzustellen. 

4.2. Der zu prüfende Sitz ist mit einem Stück Stoff zu bedecken, um das richtige Aufsetzen der 
Normpuppe zu erleichtern. 

4.3. Die Normpuppe ist so auf den betreffenden Sitz zu setzen, daß die Gelenkachse senkrecht 
zur Längssymmetrieebene des Fahrzeugs liegt. 

4.4. Die Füße der Normpuppe sind in der folgenden Weise anzuordnen: 

4.4.1. Handelt es sich um die vorderen Sitze, so sind die Füße so anzuordnen, daß die Libelle für 
die Einstellung der Querneigung der Sitzfläche der Normpuppe wieder waagerecht ist. 

4.4.2. Handelt es sich um die hinteren Sitze, so müssen die Füße, soweit möglich, die Vordersitze 
berühren. Wenn die Füße dann auf verschieden hohen Teilen des Bodens stehen, so dient 
der Fuß, der den Vordersitz zuerst berührt, als Bezugspunkt und der andere Fuß ist so anzu- 
ordnen, daß die Libelle für die Einstellung der Quemeigung der Sitzfläche der Normpuppe 
wieder waagerecht ist. 

4.4.3. Wird der H-Punkt für einen mittleren Sitz bestimmt, ist je ein Fuß rechts und links vom 
Tunnel anzuordnen. 

4.5. Nach dem Aufbringen der Belastungsgewichte auf die Schenkel ist die Libelle für die Ein- 
stellung der Querneigung der Sitzfläche waagerecht zu stellen, sodann sind die Belastungs- 
gewichte auf den Teil aufzubringen, der die Sitzfläche darstellt. 

4.6. Durch Betätigen des Stabes der Kniegelenke wird die Puppe von der Rückenlehne abgesetzt 
und der Rücken nach vorn gebeugt. Danach wird die Puppe erneut auf ihren Sitz gesetzt und 
die Sitzfläche so weit nach hinten geschoben, bis sich ein Widerstand bemerkbar macht. 
Danach wird der Rücken der Puppe wieder nach rückwärts aufgerichtet und gegen die Rücken- 
lehne gedrückt. 

4.7. An der Puppe wird zweimal eine waagerechte Kraft von je etwa 10 ± 1 daN angebracht. 
Richtung und Angriffspunkt dieser Kraft sind in Abbildung 2 der Anlage durch einen schwar- 
zen Pfeil dargestellt. 

4.8. Die Gewichte der rechten und linken Seite werden angebracht sowie anschließend die Ge- 
wichte des Oberkörpers. Dabei muß die Querlibelle der Puppe waagerecht gehalten werden. 

4.9. Unter Beibehaltung der waagerechten Lage der Querlibelle wird der Rücken der Puppe nach 
vorn gebeugt, bis sich die Gewichte des Oberkörpers oberhalb des H-Punktes befinden, um 
auf diese Weise jede Reibung an der Rückenlehne auszuschalten. 
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4.10. 

5. 

5.1. 

5.2. 

6 . 

6 . 1 . 

6 . 2 . 

6 . 2 . 1 . 

6.3. 

6.4. 

6.5. 

6 . 6 . 


Nun wird der Rücken der Puppe vorsichtig wieder aufgerichtet und damit die Aufstellung 
•beendet. Die Querlibelle der Puppe muß waagerecht einspielen. Ist dies nicht der Fall, so muß 
erneut wie zuvor erwähnt verfahren werden. 


Ergebnisse 

Ist die Normpuppe wie in Punkt 4 beschrieben aufgesetzt worden, so bilden der H-Punkt und 
der tatsächliche Neigungswinkel der betreffenden Rückenlehne den H-Punkt und den Nei- 
gungswinkel der Rumpfbezugslinie der Normpuppe. 

Die Koordination des H-Punktes in drei jeweils senkrecht aufeinander stehenden Ebenen und 
der tatsächliche Neigungswinkel der Rückenlehne werden zum Vergleich mit den vom Fahr- 
zeughersteller gelieferten Angaben gemessen. 


Prüfung der relativen Lage der R- und H-Punkte und der Beziehungen zwischen dem konstruk- 
tionsmäßigen Neigungswinkel und dem tatsächlichen Neigungswinkel der Rückenlehne 

Die Ergebnisse der Messungen nach 5.2. bezüglich des H-Punktes und des tatsächlichen Nei- 
gungswinkels der Rückenlehne müssen mit den Koordinaten des R-Punktes und mit dem 
konstruktionsmäßigen Neigungswinkel der Rückenlehne verglichen werden, die vom Her- 
steller angegeben werden. 

Die relative Lage der R- und H-Punkte und di§ Beziehung zwischen dem konstruktions- 
mäßigen Winkel und dem tatsächlichen Neigungswinkel der Rückenlehne werden für den 
betreffenden Sitzplatz als zufriedenstellend betrachtet, wenn der H-Punkt so wie er durch 
seine Koordination definiert ist, sich in einem längsverlaufenden Rechteck befindet, dessen 
horizontale und vertikale Seiten jeweils 30 mm und 20 mm betragen und dessen Diagonale 
sich im R-Punkt schneiden, und wenn der tatsächliche Neigungswinkel der Rückenlehne um 
nicht mehr als 3° vom konstruktionsmäßigen Neigungswinkel abweicht. 

Wenn diese Bedingungen erfüllt sind, wird der R-Punkt und der konstruktionsmäßige Nei- 
gungswinkel beim Test verwendet und, falls dies erforderlich ist, wird die Normpuppe so 
eingerichtet, daß der H-Punkt mit dem R-Punkt zusammenfällt und sich der tatsächliche 
Neigungswinkel der Rückenlehne mit dem konstruktionsmäßigen Neigungswinkel deckt. 

Wenn der H-Punkt oder der tatsächliche Neigungswinkel die Vorschläge nach 6.2. nicht erfüllt, 
sind zwei weitere Bestimmungen des H-Punktes oder des tatsächlichen Neigungswinkels 
(insgesamt drei Bestimmungen) durchzuführen. Wenn die bei zwei von diesen drei Vor- 
gängen erzielten Ergebnisse die Vorschriften erfüllen, so gilt das Versuchsergebnis als be- 
friedigend. 

Wenn die Ergebnisse von mindestens zwei der drei Versuche die Vorschriften nach 6.2. nicht 
erfüllen, so gilt das Versuchsergebnis als nicht befriedigend. 

Wenn die in 6.4. beschriebene Situation eintritt oder wenn die Prüfung nicht durchgeführt 
werden kann, weil der Hersteller keine Angaben über die Lage des R-Pünktes oder über 
den konstruktionsmäßigen Neigungswinkel der Rückenlehne geliefert hat, kann der Mittel- 
wert der Ergebnisse dieser drei Bestimmungen verwendet und in allen Fällen als anwendbar 
betrachtet werden, in denen der R-Punkt oder der konstruktionsmäßige Neigungswinkel der 
Rückenlehne in dieser Vorschrift erwähnt ist. 

Bei der Prüfung der relativen Lage der R- und H-Punkte und der Beziehung zwischen dem 
konstruktionsmäßigen und dem tatsächlichen Neigungswinkel der Rückenlehne wird bei 
einem Serienfahrzeug das in 6.2. erwähnte Rechteck durch ein Quadrat mit 50 mm Seitenlänge 
ersetzt. Der tatsächliche Neigungswinkel der Rückenlehne darf um nicht mehr als ± 5° vom 
konstruktionsmäßigen Neigungswinkel abweichen. 
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Anhang II - Anlage 

Bestandteile der dreidimensionalen Puppe 


I 

f 

i 
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Abmessungen und Gewichte der Puppe 


Maß der Puppe 

Bestandteile, die Rücken und Sitzfläche 

des Körpers darstellen 

Rückengewichte 

Sitzflächengewichte 

Schenkelgewichte 

Beingewichte 

Insgesamt 


Richtung und 
Angriffspunkt 
der Last 

einstellbar von 
10,8 cm bis 
42,4 cm 


16 

31 

8 

7 

13 



41,7 cm 


Abbildung 2 
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Anhang III 


Methode zur Bestimmung der Maßverhältnisse zwischen den primären Bezugspunkten des Fahrzeugs und 
dem dreidimensionalen Koordinatensystem 


1 . Beziehungen zwischen dem Bezugssystem und den primären Bezugspunkten des Fahrzeugs 

Zur Prüfung der charakteristischen inneren und äußeren Abmessungen des gemäß dieser 
Richtlinie zur Betriebserlaubnis vorgeführten Fahrzeugs müssen die Beziehungen zwischen 
den in den ersten Entwicklungsphasen des Fahrzeugs im Rahmen des in Absatz 2.3. des 
Anhangs I definierten dreidimensionalen Koordinatensystems festgelegten Koordinaten und 
der Lage der in Absatz 2.4. des Anhangs I definierten primären Bezugspunkte genau bestimmt 
werden, damit am wirklichen Fahrzeug die in den Herstellerzeichnungen abgebildeten spezifi- 
schen Punkte wiedergefunden werden können. 

2. Methode zur Bestimmung der Beziehungen zwischen dem Bezugssystem und den Bezugs- 
punkten 

Zur Bestimmung dieser Beziehungen richtet man eine Bezugsebene zum Boden mit unter- 
teilten X- und Y-Achsen ein. Eine Methode hierfür wird in Abbildung 3 dieses Anhangs 
erläutert, wobei die Bezugsebene eine starre, glatte und ebene Fläche darstellt, auf der das 
Fahrzeug steht und an deren Oberfläche zwei Stahl-Bandmaße fest befestigt sind. Die Band- 
maße sind in Millimeter zu graduieren, wobei das X-X-Bandmaß mindestens 8 m und das 
Y-Y-Bandmaß mindestens 4 m lang sein muß. Die beiden Bänder müssen im rechten Winkel 
zueinander stehen. Der Schnittpunkt dieser Bandmaße ist der Boden-Nullpunkt. 

3. Überprüfung der Genauigkeit 

Um zu beweisen, daß die Bezugsebene oder der Prüfbereich eben ist, wird es sich als notwen- 
dig erweisen, die Abweichungen vom Boden-Nullpunkt entlang der x- und y-Bänder in 
Abständen von 250 mm zu ermitteln und die Ablesungen aufzuzeichnen, damit bei der Prüfung 
des Fahrzeugs Korrekturen durchgeführt werden können. 

4. Tatsächliche Stellung bei der Kontrolle 

Um geringfügige Änderungen in der Höhe der Aufhängung usw. zu berücksichtigen, muß ein 
Mittel vorhanden sein, um die primären Bezugspunkte in die richtigen Koordinatenpositionen 
in Bezug auf die Konstruktionslage zu bringen, bevor weitere Messungen durchgeführt wer- 
den. Es muß ferner möglich sein, geringfügige Seiten- und/oder Längsverstellungen der Fahr- 
zeuglage durchzuführen, damit das Fahrzeug in genaue Beziehung zu dem Bezugssystem 
gesetzt wird. 

5. Ergebnisse 

Wenn das Fahrzeug in seiner Konstruktionslage genau in das Koordinatensystem eingeordnet 
ist, kann die Lage der für das Studium der Anforderungen an die Sicht nach vorne notwen- 
digen Punkte leicht ermittelt werden. Prüfmethoden zur Erfüllung dieser Anforderungen 
können die Verwendung von Theodoliten, von Lichtquellen oder von Abschattungsvorrich- 
tungen sowie alle anderen Methoden umfassen, mit denen gleichwertige Ergebnisse nachge- 
wiesen werden können. 
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Abbildung 1 

Bestimmung für V-Punkte bei einem Winkel 
der Rückenlehne von 25° 





/ s° 


68 mm 


*) Linie der Längssymmetrieebene des Fahrzeugs 
*) Linie der vertikalen Ebene durch R 
*) Linie der vertikalen Ebene durch Vi und V 2 


589 mm 
665 mm 
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Abbildung 3 
Arbeitsebene 


Auf dem Boden gezogene Linie, die Auf dem Boden gezogene Linie, die 

die Mittellinie der Vorderachse darstellt die Mittellinie des Fahrzeugs darstellt 
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Anhang IV 


Verfahren zur Bestimmung der Sichtbereiche auf den Windschutzscheiben von Fahrzeugen 
der Kategorie M t in Bezug auf die V-Punkte 


1 . Lage der V-Punkte 

1.1. Die Lage der auf den R-Punkt bezogenen und durch die X-, Y- und Z-Koordinaten des drei- 
dimensionalen Koordinatensystems bestimmten V-Punkte ist aus den Tabellen I und II zu 
ersehen. 

1.2. Tabelle I gibt die grundlegenden Koordinaten für einen konstruktionsmäßigen Neigungs- 
winkel der Rückenlehne von 25° an. Die positive Richtung der Koordinaten ist aus Abbil- 
dung 1 in der Anlage von Anhang III zu ersehen. 


Tabelle I 


V-Punkt 

X 

Y 

Z 

Vi 

68 mm 

— 5 mm 

665 mm 

V 2 

68 mm 

— 5 mm 

589 mm 

■ 








1.3. Berichtigung für konstruktionsmäßige Neigungswinkel, die nicht 25° betragen 

1.3.1. Tabelle II gibt die Werte an, um die die A X- und A Z-Koordinaten jedes V-Punktes berichtigt 

werden müssen, wenn der konstruktionsmäßige Neigungswinkel der Rückenlehne nicht 25° 
beträgt. Die positive Richtung der Koordinaten ist in Abbildung 1 in Anhang III angegeben. 


Neigungs- 
winkel der 
Rückenlehne 
(Grad) 


5 

6 

7 

8 
9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 
21 
22 


Horizontale 

Koordinaten 

A x 


— 186 mm 

— 176 mm 

— 167 mm 

— 157 mm 

— 147 mm 

— 137 mm 

— 128 mm 

— 118 mm 

— 109 mm 

— 99 mm 

— 90 mm 

— 81 mm 

— 71 mm 

— 62 mm 

— 53 mm 

— 44 mm 

— 35 mm 

— 26 mm 


Tabelle II 

Vertikale 

Koordinaten 

A z 


28 mm 
27 mm 
27 mm 
26 mm 
26 mm 
25 mm 
24 mm 
23 mm 
22 mm 
21 mm 
20 mm 
18 mm 
17 mm 
15 mm 
13 mm 
11 mm 
9 mm 
7 mm 


Neigungs- 
winkel der 
Rückenlehne 
(Grad) 


23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 


Horizontale 

Koordinaten 

A x 


— 17 mm 

— 9 mm 
0 mm 
9 mm 

17 mm 
26 mm 
34 mm 
43 mm 
51 mm 
59 mm 
67 mm 
76 mm 
84 mm 
92 mm 
100 mm 
107 mm 
115 mm 
123 mm 


Vertikale 

Koordinaten 

A z 


5 

mm 

2 

mm 

0 

mm 

— 3 

mm 

— 5 

mm 

— 8 

mm 

— 11 

mm 

— 14 

mm 

— 17 

mm 

— 21 

mm 

— 24 

mm 

l 

00 

mm 

— 31 

mm 

— 35 

mm 

l 

CO 

CO 

mm 

— 43 

mm 

— 47 

mm 

— 52 

mm 
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Anhang IV 


2. Sichtbereiche 

2.1. Ausgehend von den V-Punkten werden zwei Sichtbereiche bestimmt. 

2.2. Sichtbereich A ist der Bereich auf der sichtbaren Außenseite der Windschutzscheibe, der 
durch die folgenden vier von den V-Punkten nach vom verlaufenden Ebenen (siehe Anhang, 
Abbildung I) begrenzt wird: 

— senkrechte, durch und V 2 verlaufende und gegenüber der X-Achse um 13° nach links 
abgewinkelte Ebene 

— parallel zur Y-Achse und durch V 1 verlaufende und gegenüber der X-Achse um 3° nach 
oben abgewinkelte Ebene 

— parallel zur Y-Achse und durch V 2 verlaufende, gegenüber der X-Achse um 1° nach unten 
abgewinkelte Ebene 

— senkrechte, durch V x und V 2 verlaufende und gegenüber der X-Achse um 20° nach rechts 
abgewinkelte Ebene. 

2.3. Der Sichtbereich B ist der in einem Abstand von mehr als 25 mm vom Seitenrand der durch- 
sichtigen Fläche befindliche und durch die Schnittpunkte der Außenfläche der Windschutz- 
scheibe mit den vier nachstehenden Ebenen (siehe Anlage, Abbildung 2) begrenzte Bereich: 

— gegenüber der X-Achse um 7° nach oben abgewinkelte, durch V t hindurchgehende und 
parallel zur Y-Achse verlaufende Ebene 

— gegenüber der X-Achse um 5° nach unten abgewinkelte, durch V 2 hindurchgehende und 
parallel zur Y-Achse verlaufende Ebene 

— durch V t und V 2 verlaufende und mit der X-Achse einen Winkel von 17° bildende senk- 
rechte Ebene 

— gegenüber der mittleren Längsebene des Fahrzeugs symmetrisch zur oben angeführten 
Ebene verlaufende Ebene. 
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Anhang V 


Mischung für die Prüfung der Wirksamkeit von Scheibenwischern und Scheibenwaschern 

Die Mischung für die in Punkt 6.1.9. von Anhang I festgelegte Prüfung umfaßt 92,5 Volumen-°/o Wasser 
(Härte unter 205 g/1000 kg nach Verdampfung), 5 Volumen-% gestättigtes Salz (Natriumchlorid) und 
2,5 Volumen-°/o Staub von der in den Tabellen 1 und 2 festgelegten Zusammensetzung. 


Tabelle 1 : Analyse des Staubes für die Prüfung 


Element 

v. H. 

| 

Si0 2 

67 bis 69 

Fe 2 0 3 

3 bis 5 

ai 2 o 3 

15 bis 17 

CaO 

2 bis 4 

MgO 

0,5 bis 1,5 

Alkali 

3 bis 5 

Verlust durch Verbrennen 

2 bis 3 


Tabelle 2: Verteilung des groben Staubes nach Korngröße 


Größe der Teilchen 

Verteilung nach Größe 

in p m 

v. H. 

Obis 5 

12 ± 2 

5 bis 10 

12 ± 3 

10 bis 20 

14 ± 3 

20 bis 40 

23 ± 3 

40 bis 80 

30 ± 3 

80 bis 200 

9 + 3 
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Anhang VI 

(Höchstformat: A4 (210 x 297 mm) Muster 

r | 

Name der Behörde 

i j 

Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen für Kraftfahrzeugtypen bezüglich der Scheibenwischer und 
Scheibenwascher 

(Artikel 4 (2) und Artikel 10 der Richtlinie des Rates Nr. 70/ 156/EWG zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger) 

Nummer der Betriebserlaubnis 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Fahrzeugs 

2. Typ des Fahrzeugs : 

3. Name und -Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten: 

5. Kurze Beschreibung des Fahrzeugs 

6. Eigenschaften der Scheibenwischer und Scheibenwascher 

7. Angaben zur Ermittlung der R-Bezugspunkte und der für den Fahrer vorgesehenen Sitzposition in 

Bezug auf die Lage der primären Bezugspunkte 

8. Kenntlichmachung, Anordnung und relative Lage der primären Bezugspunkte 

9. Fahrzeug zur Betriebserlaubnis vorgeführt am 

10. Prüfstelle 

11. Datum des Gutachtens der Prüfstelle 

12. Nummer des Gutachtens der Prüfstelle 

13. Die Betriebserlaubnis im Hinblick auf das Sicbtfeld des Fahrers wird erteilt/ versagt (°) 

14. Ort - 

15. Datum - 

16. Unterschrift 

17. Dieser Benachrichtigung sind folgende Unterlagen, die die Nummer der Betriebserlaubnis tragen, 
beigefügt 

Maßzeichnungen 

auseinandergezogene Darstellung und Fotografie (n) des 

Fahrzeuginnenraums 


(°) Nichtzutreffendes streichen. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgiiedstaaten über Entfrostungs- und Trocknungsanlagen 
von Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genügen müssen, betreffen unter anderem auch die 
Entfrostungs- und Trocknungsanlagen von Kraftfahr- 
zeugen. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden. Hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß alle Mitgliedstaaten - entweder zu- 
sätzlich zu oder an Stelle ihrer derzeitigen Regelung 
- gleiche Vorschriften erlassen, damit vor allem das 
EWG-Betriebserlaubnisverfahren gemäß Richtlinie 
70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und 
ihre Anhänger 1 ) auf jeden Fahrzeugtyp angewandt 
werden kann. 

Es empfiehlt sich, einige der technischen Vorschrif- 
ten zu übernehmen, die die UN-Wirtschaftskommis- 

sion für Europa in der Regelung Nr 2 ) erlassen 

hat. Diese Regelung ist dem Übereinkommen vom 
20. März 1958 über die Annahme einheitlicher Zu- 
lassungsbedingungen und die gegenseitige Aner- 
kenntnis der Zulassung von Kraftfahrzeugteilen und 
-Zubehör als Anhang beigefügt. 

Diese Vorschriften finden Anwendung auf Kraft- 
fahrzeuge der Klasse M lt Die internationale Klassi- 
fizierung ist in der obengenannten Richtlinie 70/156/ 
EWG des Rates vom 6. Februar 1970 aufgeführt. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge bedeutet auch, daß die 
Mitgliedstaaten die von jedem von ihnen auf Grund 
gemeinsamer Vorschriften durchgeführten Kontrol- 
len gegenseitig anerkennen. Ein derartiges System 
setzt zum einwandfreien Funktionieren voraus, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Zeitpunkt an angewendet werden — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Fahrzeug im Sinne dieser Richtlinie sind alle für 
den Straßenverkehr bestimmten Kraftfahrzeuge der 
(in Anlage I der Richtlinie (70/156/EWG) des Rates 
vom 6. Februar 1976 definierten) Kategorie M 1 mit 
mindestens vier Rädern und einer konstruktionsbe- 
dingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 
km/h. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen weder die EWG-Betriebs- 
erlaubnis noch die einzelstaatliche Betriebserlaubnis 
für ein Fahrzeug aus Gründen im Zusammenhang 
mit den Entfrostungs- und Trocknungsanlagen ver- 
weigern, wenn diese den Vorschriften der Anlagen I, 
II, III, IV und V entsprechen. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas- 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht aus Gründen im Zusammenhang 
mit den Entfrostungs- und Trocknungsanlagen ver- 
weigern, wenn diese den Vorschriften der Anhänge 
I, II, III, IV und V entsprechen. 


Artikel 4 

Der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis erteilt 
hat, trifft die erforderlichen Maßnahmen, damit er 
von jeder Änderung eines der im Anhang I 2.2 ge- 
nannten Teile oder Merkmale unterrichtet wird. Die 
zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaates befin- 
den darüber, ob der geänderte Fahrzeugtyp erneut 
geprüft und ein neuer Prüfbericht erstellt werden 
muß. Die Änderung wird nicht genehmigt, wenn die 
Prüfung ergibt, daß die Vorschriften der Richtlinie 
nicht eingehalten worden sind. 


Artikel 5 

Die zur Anpassung der Anhänge I, II, III, IV, V 
und VI an den technischen Fortschritt notwendigen 
Änderungen werden nach dem Verfahren in Arti- 
kel 13 der Richtlinie (70/156/EWG) des Rates vom 
6. Februar 1970 erlassen. 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 

2 ) Dokument der ECE Genf .... 
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Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. Januar 1978 die zur Durchführung mit 
dieser Richtlinie erforderlichen Vorschriften und 
setzen die Kommission unverzüglich hierüber in 
Kenntnis. Sie wenden diese Vorschriften ab 1. Ja- 
nuar 1980 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie sorgen die 
Mitgliedstaaten ferner dafür, daß die Kommis- 
sion Von allen Entwürfen von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die die Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet dieser Richtlinie zu erlassen be- 
absichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß 
diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Verzeichnis der Anhänge 


Anhang I: Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erteilung einer EWG-Betriebser- 

laubnis, EWG-Betriebserlaubnis, erforderliche Vorschriften, Prüfverfahren *) 


Anhang II: Verfahren zur Bestimmung des H-Punktes und des tatsächlichen Neigungswinkels der 

Rückenlehne und zur Nachprüfung ihres Verhältnisses zum Punkt R und dem Neigungs- 
winkel der Rückenlehne *) 


Anhang III: Verfahren zur Bestimmung der Abmessungsverhältnisse zwischen Primärbezugspunkten des 
Fahrzeugs und dreidimensionalen Koordinatensystem *). 


Anhang IV: Verfahren zur Bestimmung der Sichtbereiche auf der Windschutzscheibe der Fahrzeuge der 
Kategorie M x in Bezug auf die Punkte „V" *) 


Anhang V: Dampferzeuger *) 


Anhang IV: Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen bezüglich der Windschutzscheibenentfrostungs- 
und -trocknungsanlagen. 


*) Die technischen Auflagen dieses Anhangs entsprechen im wesentlichen denen der Regelung Nr der UN- 

Wirtschaftskommission für Europa, von der insbesondere die Gliederung in Absätze übernommen worden ist. 
Entspricht einem Absatz der Regelung .... kein entsprechender Punkt in diesem Anhang, so ist die Zahl in 
Klammern zur Erinnerung aufgeführt. 
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Anhang I 


Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erteilung einer EWG-Betriebserlaubnis, 
erforderliche Spezifikationen, Prüfverfahren 


1 . 

1 . 1 . 

1 . 1 . 1 . 


1 . 2 . 


2 . 

( 2 . 1 .) 

2 . 2 . 

2 . 2 . 1 . 

2.2.2. 

2.2.3. 

2.2.4. 
2.3. 


2.4. 


2.5. 

2 . 6 . 

2.7. 

2 . 8 . 


2.9. 

2 . 10 . 
2 . 11 . 


Anwendungsbereich 

Diese Richtlinie betrifft das Sichtfeld (180°) vor dem Fahrer in Fahrzeugen der Kategorie M t . 

Sie soll das Vorhandensein einer ausreichenden Sicht unter bestimmten Bedingungen gewähr- 
leisten und zu diesem Zweck Vorschriften für Windschutzscheibenenteisungs- und -trocknungs- 
anlagen für Fahrzeuge der Kategorie M 1 festlegen. 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten in ihrer vorliegenden Fassung für linksgesteuerte 
Fahrzeuge der Kategorie M x . Im Falle von rechtsgesteuerten Fahrzeugen der Kategorie M-, 
gelten diese Vorschriften mutatis mutandis durch Umkehrung der Kriterien bezüglich der 
Seitensicht. 

Begriffsbestimmungen 


„Fahrzeugtyp - hinsichtlich der Windschutzscheibenenteisungs- und -trocknungsanlage 
Kraftfahrzeuge, die sich in Bezug auf die nachstehenden wesentlichen Elemente nicht unter- 
scheiden. 

äußere und innere Formen und Anordnungen, die in dem unter Punkt 1 festgelegten Bereich 
die Sicht beeinflussen können; 

Form, Abmessungen und Eigenschaften der Windschutzscheibe und ihrer Befestigung; 
Eigenschaften der Enteisungs- und -trocknungsanlage; 

Zahl der Sitzplätze. 

Das „dreidimensionale Koordinatensystem" bezeichnet ein aus einer vertikalen Längsebene 
X-Z, einer horizontalen Ebene X-Y und einer vertikalen Querebene X-Z bestehendes 
Bezugssystem (siehe Anhang III Abbildung 2); das System wird zur Bestimmung des maß- 
lichen Verhältnisses zwischen der Lage Auslegungspunkte auf den Zeichnungen und ihrer 
tatsächlichen Lage im Fahrzeug benutzt. Das Verfahren zum Positionieren des Fahrzeugs, 
bezogen auf das System, wird in Anhang III angegeben. Alle auf den Boden-Nullpunkt 
bezogenen Koordinaten sollen auf einem Fahrzeug in fahrbereitem Zustand mit einem Mit- 
fahrer mit einem Maß von 75 kg auf dem Vordersitz basieren. 

„Primäre Bezugspunkte" sind Bohrungen, Flächen, Markierungen und Kennzeichnungen an 
der Karosserie. Die Art der verwendeten Bezugsmarkierungen und die Lage jeder einzelnen 
Markierung in Bezug auf die X-, Y- und Z-Achse des dreidimensionalen Koordinatensystems 
und eine Konstruktionsgrundebene sind vom Hersteller anzugeben. Diese Markierungen 
können die Orientierungspunkte für die Karosseriemontage sein. 

„Neigungswinkel der Rückenlehne" (siehe Anhang II); 

„Tatsächlicher Neigungswinkel der Rückenlehne" (siehe Anhang II); 

„Konstruktionsmäßiger Neigungswinkel der Rückenlehne" (siehe Anhang II); 

„V-Punkte" sind Punkte, deren Lage im Fahrgastraum bestimmt wird als Funktion der verti- 
kalen Längsebene durch die Mitte der als am weitestens außen liegend bezeichneten Sitz- 
positionen der Vordersitze, in Bezug auf den R-Punkt und auf den Konstruktions-Neigungs- 
winkel der Sitzlehne. Diese Punkte werden zur Prüfung der Übereinstimmung mit den Vor- 
schriften über das Sichtfeld verwandt (siehe Anhang IV). 

„Punkt R" bzw. „Sitzbezugspunkt" (siehe Anhang II); 

„Punkt H" (siehe Anhang II); 

„Windschutzscheibenbezugspunkte" sind die Punkte am Schnittpunkt zwischen der Wind- 
schutzscheibe und den Linien, die von den V-Punktön nach vorn zur äußeren Windschutz- 
scheibenfläche gehen. 


1. Entsprechend der Definition von Punkt 2.6 des Anhangs I der Richtlinie 70/256/EWG 
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2.12. „Durchsichtige Fläche" ist die Fläche auf der Windschutzscheibe eines Fahrzeugs, deren Licht- 
durchlässigkeit bei Messung senkrecht zur Scheibenfläche nicht unter 70 v. H. liegt. 

2.13. »Der horizontale Sitzverstellbereich" ist der Bereich, der vom Hersteller für die Verstellung 
des Fahrersitzes auf der X-Achse vorgesehen ist (siehe Absatz 2.3 oben). 

2.14. Der „erweiterte Sitzverstellbereich" ist der Bereich, der vom Hersteller für die Sitzverstellung 
auf der X-Achse vorgesehen ist (siehe Absatz 2.3), und zwar über den Bereich der normalen 
Fahrpositionen nach 2.13. hinaus, die als Liegesitze oder zur Erleichterung des Einsteigens 
in das Fahrzeug benutzt werden. 

2.15. Das „Entfrostungssystem" dient zum Auftauen von Reif oder Eis auf der Windschutzscheiben- 
oberfläche und dadurch zur Wiederherstellung der Sicht. 

2.16. „Entfrostung" ist die Entfernung der Reif- oder Eisschicht auf verglasten Flächen mit Hilfe 
einer Entfrostungsanlage und Scheibenwischern. 

2.17. „Entfrosteter Bereich" ist der trockene oder von ganz oder teilweise geschmolzenem (feuch- 
tem) Reif, der auf der Außenseite durch Scheibenwischer entfernt werden kann, bedeckte 
Bereich ausschließlich des mit trockenem Reif bedeckten Bereichs der Windschutzscheibe. 

2.18. Die „Windschutzscheibentrocknungsanlage" dient zur Entfernung des Feuchtigkeitsbeschlags 
auf der Innenseite der Windschutzscheibe und dadurch zur Wiederherstellung der Sicht. 

2.19. „Feuchtigkeitsbeschlag" ist eine Kondensatschicht auf der Innenseite der vertikalen Flächen. 

2.20. „Scheibentrocknung" ist die Entfernung des Feuchtigkeitsbeschlags auf den verglasten Flächen 
mit Hilfe der Trocknungsanlage. 

3. Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis 

3.1. Der Antrag auf Erteilung einer Betriebserlaubnis für einen Fahrzeugtyp bezüglich der Wind- 
schutzscheibenentfrostungs- und -trocknungsanlagen ist vom Fahrzeughersteller bzw. von 
seinem hierzu bevollmächtigten Vertreter zu stellen. 

3.2. Dem Antrag ist in dreifacher Ausfertigung folgendes beizufügen: 

3.2.1. eine Beschreibung des Fahrzeugs in Bezug auf die Punkte 2.2. oben, zusammen mit Maß- 
zeichnungen und einer Fotographie bzw. einer auseinandergezogenen Darstellung des Fahr- 
gastraums. Die den Fahrzeugtyp kennzeichnenden Zahlen und/oder Zeichen sind anzugeben. 

3.2.2. hinreichend detaillierte Angaben über die primären Bezugspunkte, um eine rasche Identifizie- 
rung und Prüfung der Stellung jedes Punktes gegenüber den anderen und dem Punkt R zu 
gewährleisten. 

3.2.3. technische Beschreibung der Entfrostungs- und -trocknungsanlage sowie hinreichend detail- 
lierte einschlägige Informationen. 

3.3. Dem technischen Dienst ist zur Durchführung der Prüfung ein für den freizugebenden Fahr- 
zeugtyp repräsentatives Fahrzeug vorzuführen. 

4. EWG-Betriebserlaubnis 

(4.1.) 

(4.2.) 

4.3. Eine dem Muster nach Anhang VI entsprechende Bescheinigung ist dem EWG-Betriebserlaub- 

nisbogen beizulegen. 

(4.4.) 

(4.5.) 

(4.6.) 

(4.7.) 

5. Erforderliche Vorschriften 

5.1. Entfrostung der Windschutzscheibe 

5.1.1. Jedes Fahrzeug muß mit einer Anlage zur Entfernung von Reif und Eis auf der verglasten 
Oberfläche der Windschutzscheibe ausgestattet sein. Die Entfrostungsanlage muß genügend 
wirksam sein, um bei kaltem Wetter eine ausreichende Sicht durch die Windschutzscheibe 
sicherzustellen. 
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5.1.2. 

5.1.3. 

5.1.4. 

5. 1.4.1. 

5. 1.4. 2. 

5.1. 4.3. 

(5.1.5.) 

5.2. 

5.2.1. 

5.2.2. 

5.2.3. 

5.2. 3.1. 

(5.2.3.2.) 

5.2. 3. 3. 

(5.2.4.) 

6 . 

6 . 1 . 
6 . 1 . 1 . 

6 . 1 . 2 . 

6.1.3. 

6.1.4. 

6. 1.4.1. 

6.1.5. 

6.1.5. 1. 


Die Wirksamkeit der Anlage wird geprüft, indem in regelmäßigen Abständen die entfrostete 
Windschutzscheibenfläche nach Anlassen des Motors festgestellt wird, nachdem das Fahrzeug 
eine Zeitlang in einem Kühlraum gelassen worden ist. 

Die Einhaltung der Vorschriften nach 5.1.1. und 5.1.2. oben wird mit Hilfe des Verfahrens 
nach 6.1. dieses Anhangs geprüft. 

Folgende Bedingungen müssen erfüllt sein: 

Der unter Punkt 2.2. von Anhang IV festgelegte Bereich (A) muß 20 Minuten nach Versuchs- 
beginn zu 80 v. H. entfrostet sein. 

25 Minuten nach Versuchsbeginn muß der enteiste Windschutzscheibenbereich auf der Fahr- 
gastseite mit dem unter 5. 1.4.1. festgelegten Bereich auf der Fahrerseite vergleichbar sein. 

Der unter Punkt 2.3. von Anhang IV festgelegte Bereich (B) muß 40 Minuten nach Versuchs- 
beginn zu 95 v. H. entfrostet sein. 


Windschutzscheibentrocknung 

Jedes Fahrzeug muß mit einer Anlage zur Entfernung des Feuchtigkeitsbeschlags auf der 
Innenseite der Windschutzscheibe ausgestattet sein. 

Die Windschutzscheibentrocknungsanlage muß genügend wirksam sein, um bei feuchtem 
Wetter die Sicht durch die Windschutzscheibe wiederherzustellen. Ihre Wirksamkeit wird 
mit Hilfe des Verfahrens nach 6.2. geprüft. 

Folgende Bedingungen müssen erfüllt sein: 

Der unter Punkt 2.2. von Anhang IV festgelegte Bereich (A) muß in 10 Minuten zu 90 v. H. 
getrocknet sein. 

Der unter Punkt 2.3. von Anhang IV festgelegte Bereich (B) muß in 10 Minuten zu 80 v. H. 
getrocknet sein. 


Prüfverfahren 

Windschutzscheibenentfrostung 

Die Versuche werden bei der nachstehenden Temperatur durchgeführt: 

— 18 ± 3°C 

Die Prüfung erfolgt in einem Kühlraum, indem das ganze Fahrzeug untergebracht werden 
kann und die Temperatur während der ganzen Dauer der Prüfung auf der oben angegebenen 
Temperatur gehalten und ein Kaltluftzug erzeugt werden kann. Die Kühlzelle wird minde- 
stens 24 Stunden vor dem Zeitpunkt, an dem das Fahrzeug der Kälte ausgesetzt wird, auf die 
vorgeschriebene oder eine tiefere Temperatur abgekühlt. 

Vor der Prüfung werden Innen- und Außenseite der Windschutzscheibe mit Methylalkohol 
oder einem gleichwertigen Entfettungserzeugnis vollständig entfettet. Nach Trocknung wird 
eine Ammoniaklösung von mindestens 3 und höchstens 10 v. H. angewandt. Trocknen lassen 
und anschließend mit einem trockenen Baumwollappen abwischen. 

Das Fahrzeug muß mindestens zehn Stunden lang mit abgestelltem Motor der Prüftemperatur 
nach 6.1.1. ausgesetzt sein. 

Diese Dauer kann verkürzt werden, wenn mittels geeigneter Instrumente nachgewiesen 
werden kann, daß die Temperaturen des Motorkühlers und des Schmiermittels sich bei der 
vorgeschriebenen Prüfte mp eratur stabilisiert haben. 

Nach Ablauf der unter Punkt 6.1.4. festgelegten Dauer wird auf der ganzen Außenseite der 
Windschutzscheibe mit Hilfe einer Wasserpistole bei einem Druck von 3,5 bar ± 0,2 bar eine 
gleichmäßige Eisschicht von 0,044 g/qcm erzeugt. 

Die Pistolendüse wird so eingestellt, daß ein möglichst breiter und möglichst starker Strahl 
erhalten wird; sie ist in einem Abstand von 200 bis 250 mm senkrecht zur Windschutzscheibe 
zu halten; der Strahl wird so gerichtet, daß sich auf der ganzen Windschutzscheibe eine gleich- 
mäßige Eisschicht bildet. 
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6. 1.5. 1.1. 

6 . 1 . 6 . 

6.1.7. 

6. 1.7.1. 

6.1. 7. 2. 

6. 1.7. 2.1. 
(6.1. 7.2.2.) 

6.1.7. 2. 3. 

6. 1.7. 2.4. 

6.1. 7.2. 5. 

6. 1.7.2. 6. 

6.1.7.2.7. 

6. 1.7.2. 8. 

6.1.7.2.9. 

6.1.7.2.10. 

6 . 1 . 8 . 

6.1.9. 

6.2. 

6.2.1. 

6.2.2. 

6.2.2. 1. 


Zur Einhaltung der Bestimmungen dieses Punktes ist eine Wasserpistole mit einer Düse von 
1,7 mm Durchmesser und einem Durchsatz von 0,395 1/min zu verwenden, mit der aus 200 mm 
Entfernung ein Strahl erzeugt werden kann, dessen Durchmesser auf der Windschutzscheibe 
300 mm beträgt. Jedes andere Gerät, mit dem diese Vorschriften eingehalten werden können, 
kann ebenfalls angewandt werden. 

Nach Erzeugung einer Eisschicht auf der Windschutzscheibe wird das Fahrzeug mindestens 
30 und höchstens 40 Minuten lang im Kühlraum gelassen. 

Nach Ablauf der unter 6.1.6. festgelegten Zeit kann der Fahrzeugmotor durch äußere Mittel 
in Gang gesetzt werden, nachdem ein oder zwei Beobachter im Fahrzeug Platz genommen 
haben. Der eigentliche Versuch beginnt mit dem Anlassen des Motors. 

Während der ersten fünf Minuten der Prüfzeit kann der Motor so weit hochgedreht werden, 
wie es vom Hersteller für die Erwärmung des Motors bei niedriger Temperatur empfohlen 
wird. 

Während der letzten 35 Minuten der Prüfung (oder während der ganzen Prüfung, wenn keine 
Wiedererwärmung von 5 Minuten vorgenommen wird) ist der Motor unter folgenden Bedin- 
gungen laufenzulassen: 

bei höchstens 50 v. H. der Höchstleistung; 


Die Batterie muß voll aufgeladen sein. 

Die Spannung an den Klemmen der Entfrostungsanlage darf die Nennspannung der Anlage 
um 20 v. H. überschreiten. 

Die Temperatur des Prüfraums wird auf halber Höhe der Windschutzscheibe an einer Stelle 
gemessen, die durch die vom geprüften Motor erzeugte Wärme nicht nennenswert beeinflußt 
wird. 

Die Geschwindigkeit des waagerechten Luftstromes zur Kühlung des Raumes muß bei der 
Windschutzscheibe - gemessen unmittelbar vor dem Versuch an einer Stelle auf der mittleren 
Ebene des Fahrzeuges 300 mm vor der Basis der Windschutzscheibe auf mittlerer Höhe der- 
selben - möglichst gering, jedenfalls aber niedriger als 8 km/Stunde, sein. 

Motorhaube, Türen und Lüftungsöffnungen mit Ausnahme der Eingangs- und Absaugöffnung 
der Heiz- und Lüftungsanlage sind zu schließen; ein oder zwei Fenster können auf Verlangen 
des Herstellers um insgesamt höchstens 25 mm geöffnet werden. 

Die Temperaturregelung der Enteisungsanlage wird auf Höchstleistung eingestellt. 

Die Scheibenwischer können während der Prüfung eingeschaltet werden, sofern dies ohne 
Betätigung von Hand möglich ist. 

Die vom Hersteller vorgeschriebene Entfrostungsanlage wird unter Einhaltung der vom 
Hersteller für einen befriedigenden Betrieb bei niedrigen Temperaturen vorgeschriebenen 
Bedingungen eingeschaltet. 

Der oder die Beobachter zeichnen in Abständen von fünf Minuten die entfrosteten Bereiche 
auf der Innenseite der Windschutzscheibe ein. 

Nach Beendigung der Prüfung werden die Konturen auf der Innenseite der Windschutzscheibe 
nach Punkt 6.1.8. festgestellt und die Seite des Fahrers bezeichnet. 

Windschutzscheibentrocknung 

Vor der Prüfung wird die Innenseite der Windschutzscheibe mit Methylalkohol, Mineral- 
terpentinöl oder einem gleichwertigen Entfettungsmittel vollständig entfettet. Nach Trocknung 
wird eine Ammoniaklösung von mindestens 3 und höchstens 10 v. H. angewandt. Oberfläche 
trocknen lassen und anschließend mit einem trockenen Baumwollappen abwischen. 

Die Prüfung ist in einem Kühlraum durchzuführen, in dem das ganze Fahrzeug untergebracht 
werden und eine Prüftemperatur von — 3° bis ± 1°C erzeugt und während der ganzen Ver- 
suchsdauer aufrechterhalten werden kann. 

Die Prüftemperatur wird auf halber Höhe der Windschutzscheibe an einer Stelle gemessen, 
die durch die vom geprüften Fahrzeug abgegebene Wärme nicht nennenswert beeinflußt wird. 
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Die Geschwindigkeit des waagerechten Luftstromes zur Raumkühlung soll bei der Windschutz- 
scheibe - gemessen unmittelbar vor dem Versuch und an einem Punkt auf der mittleren 
Ebene des Fahrzeuges 300 mm, vor der Basis der Windschutzscheibe auf mittlerer Höhe der- 
selben - möglichst gering, jeden Fall aber niedriger als 8 km/h, sein. 

Die Motorhaube, die Türe und die Lüftungsöffnungen mit Ausnahme der Eingangs- und 
Absaugöffnung der Heiz- und Belüftungsanlage müssen geschlossen sein; eines der beiden 
Fenster kann auf Wunsch des Herstellers um höchstens 25 mm geöffnet werden. 

Der Feuchtigkeitsbeschlag wird mit Hilfe des in Anhang V beschriebenen Dampferzeugers 
erzeugt. Der Dampferzeuger ist mit einer ausreichenden Menge Wasser zu versehen, um bei 
einer Raumtemperatur von — 3 ± 1°C mindestens 70 ± 5 g/h Dampf je vom Hersteller 
angegebener Sitzplatz zu erzeugen. 

Die Innenfläche der Windschutzscheibe wird nach Punkt 6.2.1. gereinigt und das Fahrzeug 
in den Kühlraum gebracht. Die Raumlufttemperatur wird gesenkt, bis sich die Temperatur 
der Kühlflüssigkeit des Motors und des Schmiermittels sowie der Luft im Fahrgastraum bei 

— 3 ± 1° C stabilisiert hat. 

Der Dampfgenerator wird so angebracht, daß sich seine Ausgangsöffnungen 580 ± 80 mm 
über dem Punkt R des Fahrersitzes auf der mittleren Ebene des Fahrzeuges befinden. Er ist 
grundsätzlich unmittelbar hinter der Rückenlehne des Vordersitzes aufzustellen, wobei dieser 

- falls er verstellbar ist - im üblichen Winkel einzustellen ist. Ist diese Aufstellung wegen 
der Fahrgastraumgestaltung nicht möglich, so kann der Dampferzeuger vorne in einer der 
oben angegebenen möglichst ähnlichen Stellung angebracht werden. 

Nach 5 Minuten Betrieb des Dampferzeugers im Innern des Fahrzeuges nehmen ein oder zwei 
Beobachter auf den Vordersitzen des Fahrzeuges Platz. Der Durchsatz des Dampferzeugers 
wird sodann auf 70 ± 5 g/h je Beobachter vermindert. 

Eine Minute, nachdem der oder die Beobachter im Fahrzeuginnern Platz genommen haben, 
wird der Motor nach den Vorschriften des Herstellers in Gang gesetzt. Das Anlassen des 
Motors gilt als Beginn der Prüfung. 

Während der ganzen Versuchsdauer darf der Motor 
50 v. H. seiner Höchstleistung nicht überschreiten. 


Die Scheibentrocknungsanlage des Fahrzeugs wird entsprechend den Empfehlungen des Her- 
stellers für die Prüfungstemperatur eingestellt. 

Die Batterie muß voll aufgeladen sein. 

Die Spannung an den Klemmen des Scheibentrocknungssystems darf die Nennspannung der 
Anlage um 20 v. H. übersteigen. 

Sofort nach Beendigung des Versuchs werden die Konturen des getrockneten Bereichs einge- 
zeichnet. 
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Anhang II 


Verfahren zur Bestimmung des H-Punktes und des tatsächlichen Neigungswinkels der Rückenlehne und 

zur Nachprüfung ihres Verhältnisses zum R-Punkt und dem konstruktionsmäßig festgelegten Neigungs- 
winkel der Rückenlehne 

1 . Begriffsbestimmungen 

1.1. Der H-Punkt charakterisiert die Stellung eines Insassen im Fahrgastraum; er ist der Berüh- 
rungspunkt der theoretischen Drehachse zwischen Beinen und einer einen menschlichen 
Körper darstellenden und unter Punkt 3 beschriebenen Puppe mit einer vertikalen Längst- 
ebene. 

1.2. Der R- oder „Sitzbezugspunkt" ist der vom Hersteller angegebene Bezugspunkt, 

1.2.1. dessen Koordinaten auf die tragenden Teile des Aufbaus des untersuchten Fahrzeugs bezogen 
sind und 

1.2.2. der der theoretischen Lage des Mittelpunkts des Gelenks zwischen dem Rumpf und den 
Schenkeln eines Insassen (Punkt H) bei der vom Hersteller des Fahrzeugs vorgesehenen 
niedrigsten und hintersten Stellung eines jeden Sitzes bei normalem Fahren und üblicher 
Benutzung entspricht. 

1.3. Der „Neigungswinkel der Rückenlehne" ist der Neigungswinkel der Rückenlehne zur Senk- 
rechten. 

1.4. Der „tatsächliche Neigungswinkel der Rückenlehne" bezeichnet den Winkel zwischen der 
Vertikalen durch den H-Punkt und der Rumpfbezugslinie des menschlichen Körpers, der 
durch die unter Punkt 3 beschriebene Puppe dargestellt wird. 

1.5. Der „konstruktionsmäßige Neigungswinkel der Rückenlehne" bezeichnet den vom Hersteller 
vorgegebenen Winkel, der 

1.5.1. den Neigungswinkel der Rückenlehne für die niedrigste und am weitesten zurückliegende 
normale Fahrposition oder für die für jeden Sitz vom Hersteller des Fahrzeugs angegebene 
Gebrauchsposition bestimmt; 

1.5.2. durch die Vertikale und die Rumpfbezugslinie im R-Punkt gebildet wird; 

1.5.3. dem tatsächlichen Neigungswinkel der Rückenlehne theoretisch entspricht. 

2. Bestimmung der H-Punkte und der tatsächlichen Neigungswinkel der Rückenlehne 

2.1. Ein H-Punkt und ein „tatsächlicher Neigungswinkel der Rückenlehne" ist für jeden vom 
Fahrzeughersteller vorgesehenen Sitzplatz zu bestimmen. Wenn die Sitze einer Reihe als 
ähnlich angesehen werden können (Sitzbänke, übereinstimmende Sitze usw.), ist nur ein 
H-Punkt je Sitzreihe zu bestimmen, wobei die in Punkt 3 beschriebene Puppe auf einen Platz 
zu bringen ist, der als typisch für die Reihe anzusehen ist. 

Dieser Platz ist: 

2.1.1. der Führersitz für die vordere Reihe, 

2.1.2. ein äußerer Sitz für die hinteren Reihen. 

2.2. Für jede Bestimmung des H-Punktes und des „tatsächlichen Neigungswinkels der Rücken- 
lehne" ist der betreffende Sitz stets in die niedrigste und hinterste vom Hersteller für 
normales Fahren oder übliche Benutzung vorgesehene Stellung zu bringen. 

Eine in der Neigung verstellbare Rückenlehne ist entsprechend den Angaben des Herstellers 
zu verriegeln, oder - falls keine solchen Angaben vorhanden sind - so, daß der tatsächliche 
Neigungswinkel möglichst nahe bei 25° liegt. 

3. Merkmale der Puppe 

3.1. Es wird eine dreidimensionale Puppe verwendet, deren Gewicht und Umrisse einem Erwach- 
senen mittlerer Größe entsprechen. Die Puppe ist in den Abbildungen 1 und 2 der Anlage 
zu diesem Anhang dargestellt. 

3.2. Die Puppe besteht aus: 
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3.2.1. 
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zwei Bestandteilen, die den Rücken bzw. die Sitzfläche des Körpers darstellen und um eine 
Achse drehbar sind, die die Drehachse zwischen Rumpf und Schenkel darstellt. Die Projektion 
dieser Achse auf die Flanke der Puppe wird als H-Punkt bezeichnet; 

zwei die Beine darstellenden Bestandteilen, die gegenüber der Sitzflächennachbildung drehbar 
sind; 

zwei die Füße darstellenden Bestandteilen, die mit den Beinen über Gelenke verbunden sind, 
die die Knöchelgelenke andeuten sollen; 

ferner einem Bestandteil, der die Sitzfläche darstellt und der mit einer Libelle versehen ist, 
mit der die Querneigung überprüft werden kann. 

An geeigneten Punkten, die jeweils die Schwerpunkte der einzelnen Körperteile darstellen, 
werden Maße angebracht, die den verschiedenen Körperteilen entsprechen, und zwar bis zu 
einem gesamten Puppenmaß von etwa 75 kg. Die verschiedenen Maße sind auf der Tabelle 
auf Seite 2 der Anlage zu diesem Anhang im einzelnen aufgeführt. 

Als Bezugslinie des Puppenrumpfs gilt eine Gerade, die durch das Gelenk zwischen Schenkeln 
und Becken und das theoretische Gelenk zwischen Hals und Brustkorb hindurchgeht (siehe 
ebenfalls Abbildung 1 in der Anlage zu diesem Anhang). 

Aufsetzen der Puppe auf den Sitz 

Das Aufsetzen der dreidimensionalen Puppe wird wie folgt vorgenommen; 

Das Fahrzeug wird auf eine waagerechte Ebene gestellt und der Sitz gemäß Punkt 2.2 einge 
stellt; 

der Sitz wird mit einem geeigneten Stoff überzogen, um das Aufsetzen der Puppe zu er- 
leichtern; 

die Puppe wird auf den Sitz gesetzt, wobei ihre Gelenkachse senkrecht zur Symmetrielängs- 
ebene des Fahrzeugs verlaufen soll; 

die Füße der Puppe werden so gestellt, daß 

bei den Vordersitzen die Libelle zur Kontrolle der Querneigung der Sitzfläche waagerecht zu 
liegen kommt; 

sie bei den Hintersitzen möglichst den Vordersitz berühren. Stehen die Füße auf verschieden 
hohen Bodenteilen auf, so gilt der Fuß, der zuerst mit dem Vordersitz in Kontakt kommt, als 
Bezugspunkt, während die anderen Füße so angeordnet werden, daß die Libelle zur Kontrolle 
der Querneigung der Sitzfläche waagerecht zu liegen kommt; 

wird der H-Punkt auf einem mittleren Sitz bestimmt, so werden die Füße beiderseits des 
Tunnels aufgesetzt; 

die Gewichte auf die Schenkelpartien auflegen, die waagerechte Lage der Sitzfläche wieder- 
herstellen und die Gewichte auf den die Sitzfläche darstellenden Bestandteil der Puppe auf- 
legen; 

Durch Betätigung des Stabes der Kniegelenke wird die Puppe von der Rückenlehne abgesetzt 
und der Rücken nach vorn gebeugt. Dann wird die Puppe erneut auf ihren Sitz gesetzt und 
die Sitzfläche so weit nach hinten geschoben, bis sich ein Widerstand bemerkbar macht. Danach 
wird der Rücken der Puppe wieder nach rückwärts auf gerichtet und gegen die Rückenlehne 
gedrückt. 

An der Puppe wird zweimal eine waagerechte Kraft von je etwa 10 ± 1 daN angesetzt. 
Richtung und Angriffspunkt dieser Kraft sind in Abbildung 2 in der Anlage durch einen 
schwarzen Pfeil dargestellt. 

Die Gewichte der rechten und linken Seite werden angebracht sowie anschließend die 
Gewichte des Oberkörpers. Dabei muß die Querlibelle waagerecht gehalten werden. 

Unter Beibehaltung der waagerechten Lage der Querlibelle wird der Rücken der Puppe nach 
vorn gebeugt, bis sich die Gewichte des Oberkörpers oberhalb des H-Punktes befinden, um 
auf diese Weise jede Reibung an der Rückenlehne auszuschalten. 

Nun wird der Rücken der Puppe vorsichtig wieder aufgerichtet, womit das Aufsetzen beendet 
ist. Die Querlibelle der Puppe muß waagerecht einspielen. Ist dies nicht der Fall, so ist das 
oben erwähnte Verfahren zu wiederholen. 
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5. Ergebnisse 

5.1. Ist die Puppe gemäß Punkt 4 aufgesetzt, so gilt als H-Punkt und als tatsächlicher Neigungs- 
winkel der Rückenlehne der H-Punkt und der Neigungswinkel der Bezugslinie des Puppen- 
rumpfs. 

5.2. Die Koordinaten des H-Punktes gegenüber drei gegenseitig senkrechten Ebenen und dem 
tatsächlichen Neigungswinkel der Rückenlehne werden gemessen und den Angaben des 
Fahrzeugherstellers gegenübergestellt. 


6. Überprüfung der relativen Lage des R- und H-Punktes sowie des Verhältnisses zwischen 

konstruktionsmäßigem und tatsächlichem Neigungswinkel der Rückenlehne 

6.1. Die Meßergebnisse nach 5.2. für den H-Punkt und dem tatsächlichen Neigungswinkel der 
Rückenlehne müssen mit den vom Fahrzeughersteller für den R-Punkt und den konstrukions- 
mäßigen Neigungswinkel der Rückenlehne angegebenen Koordinaten verglichen werden. 

6.2. Die Überprüfung der relativen Lage der R- und H-Punkte des Verhältnisses zwischen kon- 
struktionsmäßigem und tatsächlichem Neigungswinkel der Rückenlehne gilt für den in Betracht 
gezogenen Sitzplatz als befriedigend, wenn der durch seine Koordinaten definierte H-Punkt 
in einem Rechteck des Zentrums R liegt, dessen waagerechte bzw. senkrechte Seiten 30 bzw. 
20 mm betragen und wenn der tatsächliche Neigungswinkel der Rückenlehne um nicht mehr 
als 3° vom konstruktionsmäßigen Neigungswinkel abweicht. 

6.2.1. Sind diese Bedingungen erfüllt, so werden der R-Punkt und der vorgesehene Neigungswinkel 

für die Prüfung angewandt, und die Puppe wird gegebenenfalls so geändert, daß der H-Punkt 
mit dem R-Punkt und der tatsächliche Neigungswinkel der Rückenlehne mit dem konstruktions- 
mäßigen Neigungswinkel zusammenfallen. 

6.3. Wenn der H-Punkt oder der tatsächliche Neigungswinkel den Vorschriften von Punkt 6.2. nicht 
genügt, sind zwei weitere Bestimmungen des H-Punktes oder des tatsächlichen Neigungs- 
winkels vorzulegen (insgesamt 3). Genügen die Ergebnisse von zwei der drei Bestimmungen 
den Anforderungen, so ist das Prüfungsergebnis als befriedigend zu betrachten. 

6.4. Genügen die Ergebnisse von mindestens zwei der drei Bestimmungen den Vorschriften nach 
6.2. nicht, so gilt das Prüfungsergebnis als nicht befriedigend. 

6.5. In einem Fall nach 6.4. oder wenn die Prüfung in Ermangelung der vom Fahrzeughersteller 
zu liefernden Angaben über die Lage des R-Punktes und den konstruktionsmäßigen Neigungs- 
winkel der Rückenlehne nicht durchgeführt werden kann, darf der Mittelwert der Ergebnisse 
der drei Bestimmungen in allen Fällen benutzt und als anwendbar betrachtet werden, in denen 
der R-Punkt oder der konstruktionsmäßige Neigungswinkel der Rückenlehne in dieser Richt- 
linie genannt ist. 

6.6. Zur Überprüfung der relativen Lage der R- und H-Punkte sowie des Verhältnisses zwischen 
konstruktionsmäßigem und tatsächlichem Neigungswinkel der Rückenlehne bei einem serien- 
mäßig hergestellten Fahrzeug ist das Rechteck nach 6.2. durch ein Quadrat mit Seitenlänge 
von 50 mm zu ersetzen; der tatsächliche Neigungswinkel der Rückenlehne darf in diesem 
Falle vom vorgesehenen Neigungswinkel um höchstens' ± 5° abweichen. 
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Anhang TT - Anlage 
Seite 2 


Abmessungen und Gewichte der Puppe 


Maß der Puppe 

Bestandteile, die Rücken und Sitzfläche 

des Körpers darstellen 

Rückengewichte 

Sitzflächengewichte 

Schenkelgewichte 

Beingewichte 

Insgesamt 


Richtung und 
Angriffspunkt 
der Last 

einstellbar von 
10,8 cm bis 
42,4 cm 


16 

31 

8 

7 

13 



Abbildung 2 
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Anhang III 


Methode zur Bestimmung der maßlichen Verhältnisse zwischen den primären Bezugspunkten des Fahrzeugs 
und dem dreidimensionalen Koordinatensystem 


1. Beziehungen zwischen dem Bezugssystem und den primären Bezugspunkten des Fahrzeugs 

Zur Prüfung der charakteristischen inneren und äußeren Abmessungen des gemäß dieser 
Richtlinie zur Genehmigung vor geführten Fahrzeugs müssen die Beziehungen zwischen den in 
den ersten Entwicklungsphasen des Fahrzeugs festgelegten Koordinaten im Rahmen des in 
Absatz 2.2. des Anhangs I dieser Richtlinie definierten dreidimensionalen Koordinatensystems 
und die Lage der in Absatz 2.3. des Anhang I dieser Richtlinie definierten primären Bezugs- 
punkte mit Genauigkeit bestimmt werden, damit am wirklichen Fahrzeug die in den Hersteller- 
zeichnungen abgebildeten spezifischen Punkte wiedergefunden werden können. 

2. Methode zur Bestimmung der Beziehungen zwischen dem Bezugssystem und den Bezugs- 
punkten 

Zur Bestimmung dieser Beziehungen richtet man eine Bezugsebene auf dem Boden ein, die 
das Maß X-X und das Maß Y-Y enthält. Eine Methode hierfür wird in Abbildung 6 dieses 
Anhangs erläutert, wobei die Bezugsebene eine starre, glatte und ebene Fläche darstellt, auf 
der das Fahrzeug steht und an deren Oberfläche zwei Stahl-Bandmaße fest befestigt sind. Die 
Bandmaße sind in Millimeter zu graduieren, wobei das X-X-Bandmaß mindestens 8 m und das 
Y-Y-Bandmaß mindestens 4 m lang sein muß. Die beiden Bänder müssen, wie auf Abbildung 6 
dieses Anhangs zu sehen ist, im rechten Winkel zueinander stehen. Der Schnittpunkt dieser 
Bandmaße ist der Boden-Nullpunkt. 


3. Überprüfung der Genauigkeit 

Um zu beweisen, daß die Bezugsebene oder der Prüfbereich eben ist, wird es sich als not- 
wendig erweisen, die Abweichungen vom Boden-Nullpunkt entlang der x- und y-Bänder in 
Abständen von 250 mm zu ermitteln und die Ablesungen aufzuzeichnen, damit bei der Prüfung 
des Fahrzeugs Korrekturen durchgeführt werden können. 


4. Präzisionskontrolle 

Um geringfügige Änderungen in der Höhe der Aufhängung usw. zu berücksichtigen, wird es 
sich als notwendig erweisen, über ein Mittel zu verfügen, um die primären Bezugspunkte in 
die richtigen Koordinatenpositionen in bezug auf die Konstruktionslage zu bringen, bevor 
weitere Messungen durchgeführt werden. Es muß ferner möglich sein, geringfügige Seiten- 
und/oder Längsverstellungen der Fahrzeuglage durchzuführen, damit das Fahrzeug in genaue 
Beziehung zu dem Bezugssystem gesetzt wird. 


5. Ergebnisse 

Wenn das Fahrzeug in seiner Konstruktionslage genau in das Koordinatensystem einge- 
ordnet ist, kann die Lage der für das Studium der Anforderungen an die Sicht nach vorne 
notwendigen Punkte leicht ermittelt werden. 

Prüfmethoden zur Erfüllung dieser Anforderungen können die Verwendung von Theodoliten, 
von Lichtquellen oder von Abschattungs Vorrichtungen sowie alle anderen Methoden umfassen, 
mit denen gleichwertige Ergebnisse nachgewiesen werden können. 
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Abbildung 1 


Bestimmung der V-Punkte bei einem 
Neigungswinkel der Rückenlehne von 25° 


+t 



*) Längssymmetrielinie des Fahrzeugs 
*) Linie der vertikalen Ebene durch R 
*) Linie der vertikalen Ebene durch Vi und V2 


_ 7 



J <=>) 


Abbildung 2 

Dreidimensionales Koordinatensystem 


Vertikale Querebene 
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Abbildung 3 
Arbeitsebene 


Auf dem Boden gezogene Linie, die Auf dem Boden gezogene Linie, die 

die Mittellinie der Vorderachse darstellt die Mittellinie des Fahrzeugs darstellt 
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Anhang IV 


Verfahren für die Bestimmung der Sichtbereiche auf den Windschutzscheiben von Fahrzeugen 
der Kategorie M 1 in bezug auf die „V" -Punkte 


1 . Lage der V-Punkte 

1.1. Die Lage der auf den R-Punkt bezogenen V-Punkte gemäß den X- r Y- und Z-Koordinaten des 
dreidimensionalen Koordinatensystems ist aus den Tabellen I und IV ersichtlich. 

1.2. Tabelle I gibt die grundlegenden Koordinaten für einen konstruktionsmäßigen Neigungs- 
winkel der Rückenlehne von 25° an. Die positive Richtung der Koordinaten ist aus Anhang III 
Abbildung 1 zu ersehen. 


Tabelle I 


V-Punkt 

X 

Y 

Z 

V! 

68 mm 

— 5 mm 

665 mm 

V 2 

68 mm 

— 5 mm 

589 mm 


1.3. Korrektur für konstruktionsmäßige Neigungswinkel der Rückenlehne, die nicht 25° betragen 

1.3.1. Tabelle II gibt die Winkel an, um die die A X- und A Z-Koordinaten jedes V-Punktes be- 

richtigt werden müssen, wenn der konstruktionsmäßige Neigungswinkel der Rückenlehne 
nicht 25° beträgt Die positive Richtung der Koordinaten ist in Anhang III, Abbildung 1 , 
angegeben. 


Tabelle II 


Neigungs- 
winkel der 
Rückenlehne 
(Grad) 

Horizontale 

Koordinaten 

A x 

Vertikale 

Koordinaten 

A z 

Neigungs- 
winkel der 
Rückenlehne 
(Grad) 

Horizontale 

Koordinaten 

A x 

Vertikale 

Koordinaten 

A z 

5 

— 186 mm 

28 mm 

23 

— 17 mm 

5 mm 

6 

— 176 mm 

27 mm 

24 

— 9 mm 

2 mm 

7 

— 167 mm 

27 mm 

25 

0 mm 

0 mm 

8 

— 157 mm 

26 mm 

26 

9 mm 

— 3 mm 

9 

— 147 mm 

26 mm 

27 

17 mm 

— 5 mm 

10 

— 137 mm 

25 mm 

28 

26 mm 

— 8 mm 

11 

— 128 mm 

24 mm 

29 

34 mm 

— 11 mm 

12 

— 118 mm 

23 mm 

30 

43 mm 

— 14 mm 

13 

— 109 mm 

22 mm 

31 

51 mm 

— 17 mm 

14 

— 99 mm 

21 mm 

32 

59 mm 

— 21 mm 

15 

— 90 mm 

20 mm 

33 

67 mm 

— 24 mm 

16 

— 881 mm 

18 mm 

34 

76 mm 

— 28 mm 

17 

— 71 mm 

17 mm 

35 

84 mm 

— 31 mm 

18 

— 62 mm 

15 mm 

36 

92 mm 

— 35 mm 

19 

— 53 mm 

13 mm 

37 

100 mm 

— 39 mm 

20 

— 44 mm 

11 mm 

38 

107 mm 

— 43 mm 

21 

— 35 mm 

9 mm 

39 

115 mm 

— 47 mm 

22 

— 26 mm 

7 mm 

40 

123 mm 

— 52 mm 
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2. Sichtbereiche 

2.1. Ausgehend von den V-Punkten werden zwei Sichtbereiche festgelegt. 

2.2. Sichtbereich A ist der Bereich der sichtbaren Außenfläche der Windschutzscheibe, der durch 

die nachstehenden vier von den V-Punkten an nach vorne verlaufenden Ebenen begrenzt wird 
(siehe Anlage, Abbildung 1): 

— durch V 1 und V 2 hindurchgehende und von der X-Achse nur 13° nach links abgewinkelte 
Ebene, 

— parallel zur Y-Achse verlaufende, durch V t hindurchgehende und von der X-Achse um 3° 
nach oben abgewinkelte Ebene, 

— parallel zur Y-Achse verlaufende, durch V 2 hindurchgehende und von der X-Achse um 1° 
nach unten abgewinkelte Ebene, 

— durch V t und V 2 hindurchgehende und von der X-Achse um 20° nach rechts abgewinkelte 
senkrechte Ebene. 

2.3. Sichtbereich B ist der Bereich auf der Außenfläche der Windschutzscheibe in mehr als 25 mm 
Abstand vom seitlichen Rand der durchsichtigen Fläche, der durch die Schnittpunkte der 
Außenfläche der Windschutzscheibe mit den vier nachstehenden Ebenen begrenzt ist (siehe 
Anlage, Abbildung 2) : 

— eine von der X-Achse um 7° nach oben abgewinkelte, durch V 1 hindurchgehende und 
parallel zur Y-Achse verlaufende Ebene, 

— eine von der X-Achse um 5° nach unten abgewinkelte, durch V 2 hindurchgehende und 
parallel zur Y-Achse verlaufende Ebene, 

— eine senkrechte, durch und V 2 hindurchgehende und von der X-Achse um 17° abge- 
winkelte Ebene, 

— eine zur vorangehenden Ebene gegenüber der mittleren Längsebene des Fahrzeugs sym- 
metrische Ebene. 
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Anhang V 

Dampferzeuger 

Der für die Prüfung anzuwendende Dampferzeuger muß folgende Eigenschaften aufweisen: 

a) Wasserbehälter mit einem Mindestinhalt von 2,2 5 1; 

b) Wärmeverlust beim Siedepunkt von höchstens 75 W bei einer Umgebungstemperatur von — 3° ± 1° C; 

c) der Ventilatordurchsatz muß bei statischem Druck von 50 Pa 0,07 m 3 /min. bis 0,10 m 3 /min. betragen; 

d) am höchsten Punkt des Dampferzeugers müssen sechs Dampfdurchlaßöffnungen von 6,5 mm vorhanden 
sein; 

e) der Dampferzeuger muß bei — 3° C ± 1°C so geeicht sein, daß der Durchsatz in Teilmengen von 
70 g/h ± 5 g/h bis höchstens „n" mal diesen Wert eingestellt werden kann, wobei „n" = vom Her- 
steller angegebene Zahl der Sitzplätze ist. 


Schematische Darstellung des Dampferzeugers 

zentrifugaler Ventilator 

Dispersionskammer 
Düse 


isolierter Behälter 

Heizelement 
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Abmessungen und Eigenschaften des Dampferzeugers 


Komponente 

Abmessungen 

Werkstoff 

i 

Düse 

a) Länge 10 cm 

Messing 


• b) Innendurchmesser 1,5 cm 


Dispersions- 

kammer 

a) Lange 11,5 cm 

b) Länge 7,5 cm 

c) 6 Öffnungen von 0,63 cm 
gleichmäßig verteilt in 

2,5 cm Höhe oberhalb des 
Bodens der Kammer 

Messingrohr 
Wanddicke 0,38 
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Anhang VI 


Angabe der Verwaltung 


Anlage zum EWG-Betriebserlaubnisbogen für einen Fahrzeugtyp in bezug auf die Windschutzscheiben- 
entfrostungs- und -trocknungsanlage (Artikel 4 § 2 und Artikel 10 der Richtlinie des Rates 70/156/EWG 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger). 

Nummer der Betriebserlaubnis 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Fahrzeugs 

2. Typ des Fahrzeugs 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Adresse seines Beauftragten 

5. Kurze Beschreibung des Fahrzeugs 

6. Zahl der Sitzplätze ; 

7. Kurze Beschreibung der Scheibenentfrostungs- und Scheibentrocknungsanlage 

8. Nennspannung der elektrischen Anlage 

9. Eigenschaften der Windschutzscheibe 

Verbundglas/vorgespanntes Glas *) 

Dicke der einzelnen Elemente: mm 

10. Einzelheiten über die Elemente zur Befestigung der Windschutzscheibe 

11. Angaben zur Ermittlung des R-Bezugspunktes der für den Fahrer festgelegten Sitzposition in bezug 

auf die Lage der primären Bezugspunkte 


12. Kennzeichnung, Anordnung und Stellung der primären Bezugspunkte 


13. Datum der Vorführung des Fahrzeugs zwecks Betriebserlaubnis 

14. Prüfstelle 

15. Datum des Gutachtens der Prüfstelle 

16. Nummer des Gutachtens der Prüfstelle 

17. Die Betriebserlaubnis bezüglich der Windschutzscheibenentfrostungs- und -trocknungsanlage ist erteilt/ 

verweigert worden*) 

18. Ort ' 

1 9. Datum 

20. Unterschrift 

21. Dieser Benachrichtigung sind folgende Unterlagen, die die Nummer der Betriebserlaubnis tragen, 
beigefügt: 

Maßzeichnungen 

auseinandergezogene Darstellung oder Photographie 

des Fahrgastraumes 

Eigenschaften der Windschutzscheibenentfrostungsanlage 

Eigenschaften der Windschutzscheibentrocknungsanlage 

*) Nichtzutreffendes streichen 
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Begründung 

I. Allgemeines 

1. Das EWG-Betriebserlaubnisverfahren für Kraft- 
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger gemäß der 
Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 1 ) umfaßt 
auch Scheibenwischer, Scheibenwascher und Ent- 
frostung. Diese Elemente sollen zusammen mit der 
Beschlagentfernung für eine gute Sicht des Fahrers 
bei ungünstigen Witterungsverhältnissen sorgen. 
Das Sichtfeld des Fahrers, soweit es die Formen 
sowie die innere und äußere Ausstattung des Fahr- 
zeugs betrifft, war bereits Gegenstand eines Richt- 
linienvorschlags 2 ). Das Sichtfeld des Fahrers, soweit 
es den Rückspiegel betrifft, war Gegenstand der 
Richtlinie des Rates 71/127/EWG vom 1. März 1971 5 ). 
Diese Richtlinie wird zur Zeit vom Ausschuß „Kraft- 
fahrzeuge" im Hinblick auf ihre Anpassung an den 
bisher erreichten technischen Fortschritt geprüft. Mit 
den beiden neuen Richtlinien soll ein wichtiger 
Schritt im Hinblick auf eine bessere Fahrsicherheit 
unternommen werden. 

2. Am 5. August 1968 4 ) hatte die Kommission dem 
Rat einen Vorschlag vorgelegt, der u. a. auch Schei- 
benwischer und Scheibenwascher betraf. Der Rat 
hielt es nicht für zweckmäßig, die Untersuchung 
dieser Vorschriften vor Annahme der Richtlinie über 
die Eetriebserlaubnis in Angriff zu nehmen, da diese 
das Verwaltungsverfahren festlegt, das auf die ver- 
schiedenen technischen Richtlinien anwendbar ist. 
Inzwischen haben andere internationale Organisa- 
tionen mit Harmonisierungsarbeiten auf diesem Ge- 
biet begonnen. Um die Harmonisierung der tech- 
nischen Vorschriften über die Grenzen der Euro- 
päischen Gemeinschaften hinaus zu verwirklichen 
und um zu vermeiden, daß die Kraftfahrzeugher- 
steller der Gemeinschaft gezwungen sind, die für 
die Märkte in Drittländern bestimmten Fahrzeuge 
beträchtlich zu verändern, hielt es die Kommission 
für gerechtfertigt, mit der Untersuchung ihres Vor- 
schlags auf der Ebene des Rates erst dann zu be- 
ginnen, wenn sich die Arbeiten auf internationaler 
Ebene mehr oder weniger konkretisiert haben. Nach 
schwierigen und mühsamen Diskussionen führten 
diese Arbeiten schließlich ihren Nisderschlag im 
Verordnungsentwurf, an dem sich diese Vorschläge 
ausri eilten. 

Die Änderungen des ursprünglichen Richtlinienent- 
wurfs vom Juli 1968 waren so umfangreich, daß die 
Kommission es für zweckmäßig hielt, einen neuen 
Richtlinienentwurf vorzulegen. 

II. Bemerkungen zu den Richllinienvorschlägen 

Der Anwendungsbereich ist auf die zur Teilnahme 
am Straßenverkehr bestimmten Kraftfahrzeuge der 
Klasse (Pkw) mit mindestens 4 Rädern und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 25 km/h (Artikel 1) beschränkt. 


In Artikel 2 werden die Vorschriften über die Schei- 
benwischer, die Scheibenwascher, die Entfrostung 
und die Beschlagentfernung in das EWG-Betriebs- 
erlaubnisverfahren aufgenommen. 

Da es in einigen neuen Mitgliedstaaten zur Zeit 
noch kein Betriebserlaubnisverfahren von nationaler 
Bedeutung gibt, müssen Vorschriften vorgesehen 
werden, aufgrund derer die Benutzung von der Richt- 
linie (Artikel 3) entsprechenden Fahrzeugen in die- 
sen Staaten garantiert wird 5 ), 

Sofern der Prototyp geändert wird, muß der Mit- 
gliedstaai, der die Betriebserlaubnis erteilt hat, be- 
urteilen können, ob neue Prüfungen vorzunehmen 
sind (Artikel 4). 

Artikel 5 sieht das Verfahren zur Anpassung der 
Vorschriften der Anhänge an den technischen Fort- 
schritt vor, wie es in Artikel 13 der Richtlinie des 
Rates vom 6. Februar 1970 über die Betriebserlaub- 
nis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
aufgeführt ist. 

Artikel 6 sieht eine doppelte Frist vor. Vor Ablauf 
der ersten Frist sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
die erforderlichen Bestimmungen zu erlassen und zu 
veröffentlichen, um dieser Richtlinie nachzukommen. 
Mit der zweiten Frist ist der Termin festgelegt, an 
dem alle Mitgiiedstaaten zu gleicher Zeit die ge- 
meinsamen Regeln anwenden müssen (Artikel 6, 
Absatz 1). 

Schließlich muß die Kommission rechtzeitig über 
alle von den Mitgliedstaaten erarbeiteten Entwürfe 
von Vorschriften auf dem in der Richtlinie genann- 
ten Gebiet informiert werden, damit sie gegebenen- 
falls rechtzeitig dazu Stellung nehmen kann (Arti- 
kel 6, Absatz 2). 

Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Organe ist gemäß 
den Bestimmungen von Artikel 100, Absatz 2 er- 
forderlich. 


ß Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 

2 ) Kom (75) 619 vom 28. November 1975 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 68 
vom 22. März 1971 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 125 
vom 28. November 1968 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 73 
vom 27. März 1972 „Dokumente betreffend den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirlands zu den 
Europäischen Gemeinschaften". Akte über die Bei- 
trittsbedingungen und die Anpassung der Verträge - 
Anhang I, Titel X. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Innenausstattung der Kraftfahrzeuge 
(Kennzeichnung der Bedienungseiemente, Kontrollleuchten und Anzeiger) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genügen müssen, betreffen unter anderem auch die 
Kennzeichnung der Bedienungselemente, Kontroll- 
leuchten und Anzeiger von Kraftfahrzeugen. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaaten zu 
Mitgliedstaaten verschieden. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, daß alle Mitgliedstaaten - entweder 
zusätzlich zu oder anstelle ihrer derzeitigen Rege- 
lung - gleiche Vorschriften erlassen, damit vor allem 
das EWG-Betriebserlaubnisverfahren gemäß Richt- 
linie 70/1 56/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahr- 
zeuge und ihre Anhänger 1 ) auf jeden Fahrzeugtyp 
angewendet werden kann. 

Es empfiehlt sich, einige der technischen Vor- 
schriften zu übernehmen, die die UN-Wirtschafts- 

kommission für Europa in der Regelung Nr 

(Einheitliche Vorschriften für die Betriebserlaubnis 
von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Kennzeichnung 
der Bedienungselemente, Kontrolleuchten und An- 
zeiger) 2 ) erlassen hat. Diese Regelung ist dem Über- 
einkommen vom 20. März 1958 über die Annahme 
einheitlicher Zulassungsbedingungen und die gegen- 
seitige Anerkenntnis der Zulassung von Kraftfahr- 
zeugteilen und -zubehör als Anhang beigefügt. 

Zu gegebener Zeit muß die vorliegende Richtlinie 
durch Vorschriften betreffend das Symbol für die 
einen Fehler im Bremssystem anzeigende Kontroll- 
euchte und das Symbol für die Bedienungselemente 
der Handbremse und die dazugehörige Kontroll- 
euchte vervollständigt werden. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge bedeutet auch, daß die 
Mitgliedstaaten die von jedem von ihnen aufgrund 
gemeinsamer Vorschriften durchgeführten Kontrol- 


len gegenseitig anerkennen. Voraussetzung für 
das einwandfreie Funktionieren eines derartigen 
Systems ist, daß diese Vorschriften von allen Mit- 
gliedstaaten vom gleichen Zeitpunkt an angewendet 
werden — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie sind - mit 
Ausnahme von Schienenfahrzeugen, landwirtschaft- 
lichen Zug- und Arbeitsmaschinen sowie anderen 
Arbeitsmaschinen - alle zur Teilnahme am Straßen- 
verkehr bestimmten Kraftfahrzeuge mit mindestens 
vier Rädern und einer bauartbedingten Höchstge- 
schwindigkeit von mehr als 25 km/h. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebserlaub- 
nis oder Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung 
für ein Fahrzeug nicht wegen der Kennzeichnung 
der Bedienungselemente, Kontrolleuchten und An- 
zeiger verweigern, wenn diese den Vorschriften der 
Anhänge I, II, III und IV entspricht. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung 
von Fahrzeugen nicht wegen der Kennzeichnung 
der Bedienungselemente, Kontrolleuchten und An- 
zeiger verweigern, wenn diese den Vorschriften der 
Anhänge I, II, III und IV entspricht. 


Artikel 4 

Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge I, II, 
III, IV und V an den technischen Fortschritt not- 
wendig sind, werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 13 der Richtlinie des Rates 70/1 56/EWG er- 
lassen. 


1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 

2 ) Dokument der ECE Genf .... 
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Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. Januar 1978 die erforderlichen Vor- 
schriften, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hier- 
von in Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmun- 
gen ab 1. Januar 1980 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinien sorgen die 
Mitgliedstaaten ferner dafür, daß dte Kommis- 
sion von allen Entwürfen von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die die Mitgliedstaaten 
auf dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet 
zu erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig unter- 
richtet wird, daß sie dazu Stellung nehmen kann. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


51 



Drucksache 7/5923 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Verzeichnis der Anhänge 


Anhang I: Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebsexlaub- 

nis, EWG-Betriebserlaubnis, Spezifikationen *) 


Anhang II: Bedienungselemente, Kontrolleuchten und Anzeiger, die - falls vorhanden - einer Kenn- 
zeichnung bedürfen, und Symbole hierzu *) 


Anhang III: Bedienungselemente, Kontrolleuchten und Anzeiger, deren Kennzeichnung wahlfrei ist, und 
gegebenenfalls hierzu vorgeschriebene Symbole *) 


Anhang IV: Ausführung des in den Anhängen II und III aufgeführten Grundmusters der Symbole 


Anhang V: Anhang zum Betriebserlaubnisbogen hinsichtlich der Kennzeichnung der Bedienungsele- 
mente, Kontrolleuchten und Anzeiger 


*) Die technischen Auflagen dieses Anhangs entsprechen im wesentlichen denen der Regelung Nr der UN- 

Wirtschaftskommission für Europa, von der insbesondere die Gliederung in Absätze übernommen worden ist. 
Entspricht einem Absatz der Regelung kein entsprechender Punkt in diesem Anhang, so ist die Zahl in Klam- 
mern zum Vermerk angegeben. 
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Anhang I 


Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erteilung einer EWG-Betriebserlaubnis, 
EWG-Betriebserlaubnis, Spezifikationen 


1, 

2 . 

( 21 .) 

2 . 2 . 

2.3. 

2.4. 

2.5. 

2 . 6 . 

2.7. 

2 . 8 . 

2.9. 

2 . 10 . 

2 . 11 . 

2 . 12 . 

2.13. 

2.14. 

2.15. 

2.16. 

2.17. 

2.18. 

2.19. 


Anwendungsbereich 

Diese Richtlinie betrifft die Kennzeichnung der Handbedienungselemente, Kontrolleuchten 
und Anzeiger von Kraftfahrzeugen. 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie ist: 


„ Fahrzeugtyp " : Kraftfahrzeuge, deren Innenausstattungen sich hinsichtlich der Kennzeichnung 
der Bedienungselemente, Kontrolleuchten und Anzeiger durch Symbole nicht unterscheiden; 

„ Bedienungselement " : Element einer Vorrichtung, mit dem der Fahrer auf den Zustand oder 
die Funktionsweise des Fahrzeugs einwirken kann; 

„Schalter 11 : eine Vorrichtung zum Anschluß an einen Stromkreis oder zur Unterbrechung eines 
solchen; 

„Stromwender": Vorrichtung zur Umkehrung der Stromspeisung zwischen zwei verschiedenen 
Stromkreisen ohne Möglichkeit einer Unterbrechung zwischen den beiden Schaltpositionen; 

„kombinierter Schalter-Stromwender": Vorrichtung mit verschiedenen Funktionen, von denen 
die erste Einschalt- und alle folgenden Umschaltcharakter haben; 

„Anzeiger": Vorrichtung zur Angabe einer Information über das Funktionieren oder den 
Zustand eines Systems oder Systemteils wie das Niveau eines Fluidums; 

„Kontrolleuchte": Signallampe zur Anzeige der Ingangsetzung einer Vorrichtung, des Funk- 
tionieren bzw. des richtigen oder nichtrichtigen Funktionierens oder des Nichtfunktionierens; 

„Symbol": ein Zeichen zur Kennzeichnung eines Bedienungselements einer Kontrolleuchte 
oder eines Anzeigers; 

„Licht-Hauptschalter": Schalter zur Öffnung bzw. Schließung der Stromspeisung der Beleuch- 
tungs- und Lichtsignalrichtungen des Fahrzeugs; 

„Batterieladeanzeiger 11 : Gerät, das anzeigt, ob die Batterie geladen ist; 

„Batterieladungskontrolleuchte": Signallampe, die aufleuchtet, wenn die Batterie nicht ge- 
laden wird; 

„Kraftstofftank-Füllstandsanzeiger 11 : Vorrichtung zur Anzeige des Füllstandes des Kraftstoff- 
tanks; 

„Kraftstofftank-Füllstandskontrolleuchte": Signallampe, die aufleuchtet, kurz bevor der Kraft- 
stoff-Füllstand den Nullpunkt erreicht hat, oder wenn der Motor aus der Kraftstoffreserve 
gespeist wird; 

„Thermometer der Motorkühlflüssigkeit": Vorrichtung, die die Temperatur der Kühlflüssig- 
keit anzeigt; 

„Kontrolleuchte für die Temperatur der Motorkühlflüssigkeit": Signallampe, die aufleuditet, 
wenn die Temperatur der Motorkühlflüssigkeit die vom Hersteller vorgesehene normale 
Betriebstemperatur übersteigt; 

„Schmiermitteldruckanzeiger" : Vorrichtung, die eine Information über den Druck des Schmier- 
mittels im Motorschmiermittelkreislauf erteilt; 

„Kontrollampe für den Schmiermitteldruck " : Signallampe, die aufleuchtet, wenn der Schmier- 
mitteldruck im Motorschmierkreislauf unter das vom Hersteller vorgesehene Mindestniveau 
für normalen Betrieb sinkt; 

„Kontrollampe für die Sicherheitsgurte": Signallampe, die aufleuchtet, wenn die Schnalle der 
Sicherheitsgurte nicht einrastet; 
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3. 

3.1. 

3.2. 
3.2.1 

3.3. 


Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis 

Der Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis für einen Fahrzeugtyp hinsichtlich der 
Kennzeichnung der Bedienungselemente, Kontrolleuchten und Anzeiger ist vom Fahrzeug- 
hersteller oder seinem bevollmächtigten Vertreter zu stellen. 

Dem Antrag ist in dreifacher Ausfertigung folgendes beizufügen: 

Hinreichend detaillierte Pläne über die unter die Bestimmungen dieser Richtlinie fallenden 
Fahrzeugkomponenten und der unter Punkt 5 unten aufgeführten Symbole in einem geeig- 
neten Maßstab. 

Der Prüfstelle ist zur Durchführung der Prüfung entweder ein für den freizugebenden Fahr- 
zeugtyp repräsentatives Fahrzeug oder die zur Durchführung der in dieser Richtlinie vorge- 
schriebenen Kontrollen und Prüfung als notwendig betrachteten Fahrzeugkomponenten vor- 
zuführen. 


4. 

(4.1.) 

(4.2.) 

4.3. 

(4.4.) 

(4.5.) 

(4.6.) 

(4.7.) 

(4.8.) 


5. 

5.1. 

5.1.1. 

5.1.2. 


5.1.3. 


5.2. 

5.2.1. 


5.2.2. 


5.2.3. 


5.2.4. 


E W G-Betriebserlaubnis 


Eine dem Muster nach Anhang V entsprechende Bescheinigung ist dem EWG-Betriebserlaub- 
nisbogen beizulegen. 


Spezifikationen 

Allgemeine Spezifikationen 

Die in Anhang II angegebenen Bedienungselemente, Kontrolleuchten und Anzeiger müssen 
gekennzeichnet sein. Zu ihrer Kennzeichnung sind die im genannten Anhang dargestellten 
Symbole zu verwenden. 

Werden zur Kennzeichnung der in Anlage III aufgezählten Bedienungselemente und Kontroll- 
euchten Symbole angewandt, so müssen diese den in dem genannten Anhang angegebenen 
Symbolen entsprechen. 

Andere Symbole als die in den Anhängen II und III angegebenen können zu anderen Zwecken 
angewandt werden, sofern keine Gefahr von Verwechslungen mit den in diesen Anhängen 
dargestellten Symbolen besteht. 

Eigenschaften der Symbole 

Die in Punkt 5.1.1. oben erwähnten Symbole müssen von einem Fahrer mit normalem Sehver- 
mögen von seinem Sitz aus erkennbar sein. 

Die in Punkt 5.1.1. und 5.1.2. erwähnten Symbole müssen auf den Bedienungselementen, 
Kontrolleuchten und Anzeigern oder in unmittelbarer Nähe derselben angegeben sein. 

Die Symbole müssen sich klar vom Hintergrund unterscheiden (entweder hell auf dunkel 
oder dunkel auf hell). 

Für die Kontrolleuchten sind die in Anhang II angegebenen Farben zu verwenden. 


(6.) 

(7.) 

( 8 .) 

(9.) 
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Anhang II 


Bedienungselemente, Kontrolleuchten und Anzeiger, die - falls vorhanden - einer Kennzeichnung bedürfen, 
und Symbole hierzu 


Anmerkungen 

a Das ganze Innere des Symbols kann dunkel gefärbt sein. 

b) Ist für jeden Richtungsanzeiger eine getrennte Kontrolleuchte vorhanden, so können die beiden Teile 
des Systems getrennt angebracht sein. 

c. Der dunkel gefärbte Teil des Symbols kann durch dessen Silhouette ersetzt werden; der normalerweise 
weiße Teil muß in diesem Fall dunkel gefärbt sein. 

d Ist keine getrennte Betätigung möglich, so können die einzelnen Funktionen durch ein oder mehrere 
Symbole gekennzeichnet sein. 

e Sind Anzeiger und Kontrolleuchten kombiniert, so kann ein einziges Symbol verwendet werden. 


Abbildung 1 

Beleuchtungs-Hauptschalter oder kombinierter 
Schalter-Stromwender für die Beleuchtung und 
entsprechende Kontrollleuchte 


Originalsymbol (a ^ 50 mm) 


Reelle 

Abmessungen 

Höhe 

1,37 a 

Breite 

1,50 a 

Farbe: 

grün 




t 
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Abbildung 2 

Schalter für die Fernlichter 
(falls getrennt vorhanden) d 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 
Höhe 0,85 a 
Breite 1,38 a 

Farbe: blau 



Abbildung 3 

Schalter für die Abblendlichter 
(falls getrennt vorhanden) d 


Originalsymbol (a öa 50 mm) 


Reelle Abmessungen 
Höhe 1,02 a 
Breite 1,33 a 
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Abbildung 4 

Schalter für die Begrenzungsleuchte 
(falls getrennt vorhanden) d 


Originalsymbol (a 50 mm) 


Reelle 

Abmessungen 

Höhe 

0,64 a 

Breite 

1,50 a 

Farbe: 

grün 



Abbildung 5 

Fahrt-Richtungsanzeiger und entsprechende 
Kontrollampe b 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle 

Abmessungen 

Höhe 

0,75 a 

Breite 

1,50 a 

Farbe: 

grün 



57 





Drucksache 7/5923 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Abbildung 6 

Schalter für das Warnblinklicht und entsprechende 
Kontrollampe 



Abbildung 7 

Schalter für die Scheibenwischer 


Originalsymbol (a ^ 50 mm) 


Reelle Abmessungen 
Höhe 1,03 a 
Breite 1,46 a 
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Abbildung 8 

Schalter für die Scheibenwascher 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,26 a 
Breite 1,46 a 



a 


t 


Abbildung 9 

Kombinierte Betätigung von Scheibenwischer 
und Scheibenwascher 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,36 a 
Breite 1,46 a 
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Abbildung 10 

Hebel zum öffnen der Motorhaube 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 0,69 a 
Breite 1,50 a 



Abbildung 11 

Ventilatorhebel (Warm-Kaltluft) 


Originalsymbol (a ^ 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,31 a 
Breite 1,31 a 
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Abbildung 12 

Schalter für die Windschutzscheibenentfrostungs- 
und Trocknungsanlage, falls getrennt vorhanden, 
und entsprechende Kontrolleuchte 


Originalsymbol (a aa 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,04 a 
Breite 1,48 a 

Farbe: „auto"-gelb 




Abbildung 13 


Schalter für die Heckscheibenentfrostungs- und 
Trocknungsanlage, wenn getrennt vorhanden, und 
entsprechende Kontrolleuchte 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,06 a 
Breite 1,32 a 

Farbe: „auto M -gelb 
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Abbildung 14 

Kaltstartvorrichtung 


Originalsymbol (a ^ 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,0 a 
Breite 1,0 a 

Farbe: „auto"-gelb 



Abbildung 15 

Handgashebel 


Originalsymbol (a ^ 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,0 a 
Breite 1,2 a 
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Abbildung 16 

Kraftstofftank- Füllstandsanzeiger und 
entsprechende Kontrolleuchte e 


Originalsymbol (a aa 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,17 a 
Breite 1,08 a 

Farbe: „auto"-gelb 



Abbildung 17 

Batterieladestandsanzeiger und entsprechende 
Kontrolleuchte 


Originalsymbol (a aa 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 0,83 a 
Breite 1,26 a 

Farbe: rot 
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Abbildung 18 

Motorabschalteinrichtung (Dieselmotor), 
wenn auf dem Armaturenbrett 


Originalsymbol (a ^ 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,24 a 
Breite 1,24 a 



Abbildung 19 

Nebelscheinwerfer und entsprechende 
Kontrolleuchte 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,0 a 
Breite 1,28 a 

Farbe: grün 
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Abbildung 20 

Nebelschlußleuchte und entsprechende 
Kontrollampe 


Originalsymbol (a ^ 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,0 a 
Breite 1,36 a 

Farbe: „auto"-gelb 



Abbildung 21 

Parkleuchten, wenn getrennt vorhanden d 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,05 a 
Breite 1,12 a 
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Abbildung 22 

Thermometer des Motorkühlmittels und 
entsprechende Kontrolleuchte 


Originalsymbol (a aa 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1,10 a 
Breite 1,22 a 



Abbildung 23 

Motorölanzeiger und entsprechende 
Kontrolleuchte 
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Abbildung 24 

Kontrolleuchte der Sicherheitsgurte 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 1 ,40 a 
Breite 1,40 a 

Farbe: rot 



T 


a 




Abbildung 25 

Handbetätigung des Scheinwerferwaschers 



Reelle Abmessungen 

Höhe 1,13 a 
Breite 1,41 a 
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Anhang III 

Bedienungselemente, Kontrolleuchten und Anzeiger, deren Kennzeichnung wahlfrei ist, und gegebenenfalls 
hierzu vorgeschriebene Symbole 


Abbildung 1 

Kofferraum-Entriegelungsvorrichtung 


Originalsymbol (a 02 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 0 r 69 a 
Breite 1,50a 



T 



Abbildung 2 

Signalhornschalter 


Originalsymbol (a ^2 50 mm) 


Reelle Abmessungen 

Höhe 0,80 a 
Breite 1,29 a 



a 
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Anhang IV 


Ausführung des in den Anhängen II und III aufgeführten Grundmusters der Symbole 



Das Grundmuster umfaßt: 

1) ein Ausgangsquadrat mit 50 mm Seitenlange; diese Seitenlänge entspricht dem Nominalmaßstab des 
Originals; 

2) einen Ausgangskreis mit einem Durchmesser von 56 mm, der ungefähr die gleiche Fläche hat wie das 
Ausgangsquadrat; 

3) einen zweiten Kreis mit 50 mm Durchmesser, der in das Ausgangsquadrat (1) eingezeichnet ist; 

4) ein zweites Quadrat, dessen Ecken auf dem Ausgangskreis (2) liegen; 

5) und 6) Rechtecke mit der gleichen Fläche wie das Ausgangsquadrat (1); sie liegen senkrecht zuein- 
ander und schneiden symmetrisch die gegenüberliegenden Seiten des Ausgangsquadrats; 

7) ein drittes Quadrat, dessen Seiten durch die Schnittpunkte des Ausgangsquadrats (1) mit dem Aus- 
gangskreis (2) hindurchgehen und einen Winkel von 45° aufweisen, so daß sich die größten horizontalen 
und vertikalen Abmessungen des Grundmusters ergeben; 

8) ein unregelmäßiges Achteck aus Geraden, die mit den Seiten des Quadrats (7) einen Winkel von 30° 
bilden (7). 
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Anhang V 


Angabe der Verwaltung 


Anlage zum EWG-Betriebserlaubnisbogen für einen Fahrzeugtyp in bezug auf die Bedienungselemente, 
Kontrolleuchten und Anzeiger (Art. 4 § 2 und Art. 10 der Richtlinie des Rates 70/1 56/EWG zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug- 
anhänger) 


Nr. der Betriebserlaubnis 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Fahrzeugs 

2. Typ des Fahrzeugs 

3. Name und Anschrift des Herstellers * 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift seines Herstellers 

5. Kurze Beschreibung des Fahrzeugtyps hinsichtlich der Kennzeichnung der Bedienungselemente, Kon- 
trolleuchten und Anzeiger 

6. Datum der Vorführung des Fahrzeugs zwecks Betriebserlaubnis 

7. Prüfstelle 

8. Datum des Gutachtens der Prüfstelle 

9. Nummer des Gutachtens der Prüfstelle 

10. Die Betriebserlaubnis bezüglich der Kennzeichnung der Bedienungselemente, Kontrolleuchten und 
Anzeiger ist erteilt/verweigert worden *) 

11. Ort * 

12. Datum 

13. Unterschrift - 

14. Dieser Mitteilung sind folgende Unterlagen, die die Nummer der Betriebserlaubnis tragen, beigefügt: 

Zeichnungen, Schemata und Pläne über die Anordnungen der Bedienungselemente, Kon- 
trolleuchten und Anzeiger sowie der Fahrzeugkomponenten, die zur Durchführung dieser Richtlinie 
von Bedeutung sind. 


*1 Nichtzutreffendes streichen 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Zum EWG-Betriebserlaubnisverfahren für Kraftfahr- 
zeuge und ihre Anhänger, das Gegenstand der 
Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 *) war, ge- 
hören auch die Anordnung und Kennzeichnung der 
Bedienungselemente. Im vorliegenden Richtlinien- 
vorschlag wurden besonders die Vorschriften zur 
Kennzeichnung der Bedienungselemente, Kontroll- 
euchten und Anzeiger behandelt sowie in der An- 
lage die zu verwendenden Symbole aufgeführt. Nach 
Auffassung der Sachverständigengruppe „Kraftfahr- 
zeuge" der Kommission sind jedoch zwei Symbole 
(das Symbol für die einen Fehler im Bremssystem 
anzeigende Kontrolleuchte und das Symbol für das 
Bedienungselement der Handbremse und die dazu 
gehörige Kontrolleuchte) nicht aussagekräftig genug; 
die Sachverständigengruppe hält es für zweckmäßig, 
die Richtlinie diesbezüglich zu vervollständigen, so- 
bald in einem über die Gemeinschaft hinausgehen- 
den größeren internationalen Rahmen ein Überein- 
kommen geschlossen wird. 

Im übrigen hat die Kommission bei der Formulie- 
rung dieses Vorschlags ebenfalls einschlägige Ar- 
beiten der Genfer UN-Wirtschaftskommission für 
Europa und der Organisation Internationale de Stan- 
dardisation (ISO) berücksichtigt; dies kann auch im 
Hinblick auf den Warenverkehr nur von Vorteil 
sein, denn in diesen Organisationen sind zahlreiche 
Staaten vertreten. 


II. Erläuterungen zum Richtlinienvorschlag 

Der Anwendungsbereich ist auf Kraftfahrzeuge mit 
wenigstens vier Rädern und einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h (Arti- 
kel 1) beschränkt. 

Artikel 2 nimmt in das EWG-Betriebserlaubnisver- 
fahren Vorschriften über die Kennzeichnung der Be- 
dienungselemente, Kontrolleuchten und Anzeiger 
auf. 


Da einige neue Mitgliedstaaten gegenwärtig kein 
nationales Betriebserlaubnisverfahren kennen, müs- 
sen Bestimmungen vorgesehen werden, die Gewähr 
bieten, daß in diesen Staaten Fahrzeuge, die den 
Vorschriften der Richtlinie (Artikel 3) entsprechen 2 ) , 
frei verwendet werden. 

Artikel 4 sieht das Verfahren zur Anpassung der 
Vorschriften der Anhänge an den technischen Fort- 
schritt vor, wie es in Artikel 13 der Richtlinie des 
Rates vom 6. Februar 1970 über die Betriebserlaub- 
nis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
aufgeführt ist. 

Artikel 5 sieht eine doppelte Frist vor. Vor Ablauf 
der ersten Frist sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
die erforderlichen Bestimmungen zu erlassen und zu 
veröffentlichen, um dieser Richtlinie nachzukommen. 
Mit der zweiten Frist ist der Termin festgelegt, an 
dem alle Mitgliedstaaten zu gleicher Zeit die ge- 
meinsamen Regeln anwenden müssen (Artikel 5, 
Abs. 1). 

Schließlich muß die Kommission rechtzeitig über alle 
von den Mitgliedstaaten erarbeiteten Entwürfe von 
Vorschriften auf dem in der Richtlinie genannten 
Gebiet informiert werden, damit sie gegebenenfalls 
rechtzeitig dazu Stellung nehmen kann (Artikel 5, 
Abs. 2). 

Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Organe ist gemäß 
Artikel 100, Abs. 2 erforderlich. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972 „Dokumente betreffend den Beitritt 
zu den Europäischen Gemeinschaften des Königreichs 
Dänemark, Irlands, des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland". Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge - 
Anhang I, Titel X. 
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